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Der polnische Angriff auf Danzig
Die polnische Regierung hat am 20. »Juli«einein das

Verhältnis zwischen Danzig und Polen tief einschneidende
Verordnung erlassen. Sie hat die D alnziger Zoll-
verwaltungfürdie polnischeEinfuhraußer
Täti keit eseßt. Sie hat angeordnet, daß fur die

zollmägie Ab ertigung der für Polen bestimmten Waren
ausschlie lich innerhalb des polnischen Staatsgesbietes
gelegene ollämter in Frage kommen sollen, und daß bei

den auf anziger Gebiet gelegenen Zollamtern nur noch
solche Waren verzollt werden sollen, die für den Eigenbedarf
der Freien Stadt bestimmt sind. Gegen Zuwiderhandlungen
gegen diese Verordnung sind von seiten der polnischen Ve-

hörden Strafmaßnahmen angedroht worden. Durch die

polnische Maßnahme wird zwischen Danzig und Polen eine

Wirtschaftsgrenze errichtet und die vertraglich begründete
Zollunion zwischen beiden Staaten zerstört. D a nzig
wird als wirtschaftliches Eingan stor des

polnischen hinterlandes außer unktion
gesetzt; es hört in dieser Beziehung auf, ein Teil des
polnischen Zollgebietes zu sein. Alle zwischen Danzig und
Polen bestehenden Abkommen, die das wirtschaftlich-e Ver-

hältnis der beiden Staaten zueinander berühren, werden

durch das Vorgehen der Warschauer Regierung verletzt oder

überhaupt in Frage gestellt.
Die Danziger Regierung hat gegen die Verordnung

sofort schärfsten Einspruch erhoben. »Diese Verordnung«,
heißt es in der Protestnote des Senatspräsidentem
,,stellt einen Einbruch von außerordentlicher
Tragweite in das zwischen der Freien Stadt Danzig
und der Republik Polen bestehen-de Rechtsverhältnis dar-

Jch habe aus diesem Grunde das Landeszollamt
der Freien StadtDanzig angewiesen, diese
Verordnung nicht auszuführen.« In der Rote
wird sodann die Erwartung ausgesprochen, daß die Ver-

ordnung sofort zurückgezogenwird, und mit eteilt, daß sich
--der Senat der Freien Stadt vorbehält, alle aßnahmen zu
treffen, die ihm zum Schutze der Danziger Interessen not-

wendig erscheinen, und Ersatz Lür
alle Schäden zu

verlangen, die der Freien Stadt iirch die Verordnung er-

wachsensollten. Auf die Danziger Rote hat die Warschauer
Regierung in einer Weise geantwortet, die zsu einer bedenk-
IIchMVeksteifungdes Konfliktes geführt hat. Sie erhebt gegen
Danzig den Vorwurf, durch die Nichst-ausführu«ngder Zollver-
ordnung gegen die geltenden Abkommen verstoßen und seine
RechteUb·t’kich"kltt·enzu habent Das heißt: Sie bezeichnet die
Welgeklmg DanglgTdie von ihr geforderte rechtswidrige Maß-
UFIhMedufchäktfllhren,— als Rechtsbruch. Von Danziger Re-
gleklmgsielte ist daraufhin in ein-er Erklärung kurz festgestellt
worden, daß Danzig nicht sein eigenes Todes-

Urteilunterschrelibenkanir .

Die polnische Regierung ist nicht in der La e, für ihr
Vorgehen eine irgendwie einleuchtende Vegrün ung vor-

zubringen. Die polnische Presse behauptet, daß die Ver-
ordnung durch die Notwendigkeit diktiert sei, »die Inter-
essen des Staatsschatzes vor den. Folgen der Danziger De-
Vifenkontrolle zu schützen;Danzig habe die Absicht, seiner Wirt-
schaft mit den einsgsesrorenenpolnischen Forderun-gen,»die sich
auf etwa 60 Mill. Zloty belaufen sollen, wieder auf die Beine

zu helfen.Dazu ist zu sag-en,daß die angegebene Summe der
polnsischenForderungen in Danzig ein reines Phanta-
ssieprodukt ist; nach den Schätzungen der Warschauer
handelskammer belaufen sich diese Forderungen etwa auf ein
Fünftel des genannten Betragesz außerdem steh-en ihnen Dan-
lFig-erForderungen in Polen von etwa der gleichen hähe ent-
gegen, deren Ueberführunsgnach Danzig die polnisscheRegie-
rung verhindert. Jm übrig-en ivar dsie Danzig-er Devisen-
gesetzgebung nach-dem sich dser Gulden gefestigt hatt-e,
schon vo r der Veröffentlichung der erwähnten Verord-

nung wieder·so weit abgebaut worden, daß die Danziger
Wirtschaft wieder frei über ihre Devisen verfügen unsd ins-

besondereder hafen- und Umschlagsverkehr seiner Ausgabe
als Mittler des internationalen Warenaustausches wieder in
vollem Umfange nachkommen konnte. Das ist ja schließlich
auch von maßgebenden polnischen Wirtschaftstreisen an-

erkannt worden: Die »Gazeta Handlowa« unsd der »Rynelc
Drzewny« haben nach der Lockerun der Devisentbestimmuns
gen das vnormale Funktionieren es polnischen handels-
verkehrs über Danzig ausdrücklich bestätigt.

Roch ein-e weitere Behauptung, mit der Pol-en sein
Vorgehen gegen Danzig zu begründen versucht, muß als

nicht stichhaltig abgelehnt werden. Es wir-d nämlich darauf
verwiesen, daß in letzter Zeit polnische Jmporteure
Danziger Gulden zu einem unter dem amt-

lichen Kursstand liegenden Preise auf-
getauft hätten und damit in die Lage versetzt worden
wären, ihre aus dem Ausland bezogenen Waren über

Danzig mit einer um etwa 10 v. h. geringeren Zollbelastun
als über Gdingen einzuführen. Wenn das wirklich der Fa

gewesensein sollte; dann richtet sich der hierauf begründete
orwurf einer Schädigung Gdingens an die

falscheAdresse. Dieser Vorwurf kann nicht Danzig treffen,
: ondern er fällt auf Polen selberzurück, das erst
die Danziger Währung zu ruinieren bemüht ist und dann,

swenn es damit Erfolg hat, darüber jammert, daß Gdingen
durch den Danziger Währungsversall in Schwierigkeiten
gerät.

Jn Warschau hatte man anscheinend erwartet, daß
Danzig vor den drohen-den Auswirkungen der Zollverord-
nung sofort zurückweichen wer-de. Die Protestnote des

Senatspräsidenten hat dort etwas ernüchterndgewirkt. Doch
hat sie die gegen Danzig gerichtete Kampfstimmung, die in

letzter Zeit wieder einmal die Regierungs- ebenso wie die

Oppositionskreise Polens ergriffen hat, nicht zu dämpfen
vermocht. Jm Gegenteil: Die Veharrlichkeit, mit der Danzig

am Gulden festhält, scheint geeignet zu sein, gewisse polnische
Kreise in einen Zustand hochgradiger hysterie zu versetzen.
Die Stimmung gegen Danzig wird offensichtlichnoch dadurch
ver-schärft,daß dsie polnische Regierung jetzt in der Wohls-ZU
unter dem Zwang der für sie nicht eben günstigen inn-erpolsi-

itischen Verhältnisse steht. Sie hofft wohl, im Kampf gegen
Danzig billige Lorbeeren ernten und ihre i-n-nerpolit’ische.Lage

durch einen Erfolg an der Danziger Front besonders gegen-
überder Nationaldemokratieverbessern zu können. Und es

ist schk bezelchljenudaß die nationaldemokratischie Presse, die
sonst der Regierung stets Unentschlossenheit und Weichhslt
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Danzszisgvv Deutsch-land Vorwurf-
-in diesem Falle ihrevsolle Zufriedenheit mit-Oberst Beck und

seinem Ministerium äußert· Dieser Beifall ist kein-e Empfeh-«
l-un-g: er weist darauf hin, ldaßder herr des BrüihlschendPalais
»in der Danziger Frage von der bewährt-en Linie seiner Aiusßen-
·politik abgeirrt ist, »daß es ihsm dieses Mal nicht gelungen
ist, sich in seinen Entsschlüsssenfrei von den störend-en unid ver-

-»w-irren1den Einflüssen der innerpolitisrhen Lage zu halten.
Vor zwei Jahren setzten die Danziger Bemühungen um

einen ehrlichen Ausgleich mit Polen ein, der auf dem

Grundsatz der anständigen unsds gleichberechtigten Zusam-
menarbeit zwischenden beiden wirtschaftlich auseinander
angewiesenen Staaten begründet sein sollte· Diese Bemühun-
gen sind jetzt, wie es scheint, an der hartnäckigenWesigerung
Polens gescheitert, im Interesse des Friedens von-einer

weiterenszVersolgiingseiner r ansprücheqiisber-

Danzig Abstand zu nehmen-.- Wenn Polen sich nicht entschließen
kann, »dieDanziger Lebensnivtswendsigkeiten zu achten, wenn es

sich weit-er, wie bisher, über die geltenden Verträge hinweg-
setzt und damit praktisch bestätigt, daß es jetzt, nachdem der
Ausbau des-Gsdingener ha.fsens nahezu vollendet ist, aiuichohne
den Danziger Dass-enauskommen kann, dann ist es n u»r na-.

türlich,- wenn die Frage austa-ucht, ob es nicht
san der- Zeit ist, daß-Danzig den Anschluß an

eIin anderesalsidaspolnische Zollgebietssuschh
Das mag eine von Polen nicht erwartete Auswirkusngssseim
es läßt sich jedoch nicht bestreiten, daß Danzig durch e«in«Vo«r-
gehe-n, swsie es in der Verordnung vom -20. Juli zum Aus-
druck kommt, schließlichlogisch-erweisevor die-se Frage gestellt
wird. 'Di-. Ic.

Von den Polen in Deutschland
s Jm Nachfolgenden ist eine Reihe von Mitteilungen
über die Tätigkeit der polnischenBolkssplitter in Deutsch-
land zusammengestellt.«Die Mitteilungen sind fast aus-

schließlich derPresse des Polen-bundes.entnommen. Sie
stellen natürlich nicht im entferntesten eine vollständige
.Wiedergabe des Lebens und der Tätigkeit dieserVolksk
splitter dar, sondern sind nur ein«e«2lUSw(xhl-lassen aber
s.,on in dieser Beschränkung die Aktivität erkennen, die der

Polenbunsd in Deutschland und-seine Neibenorganisationen

ausfdenverschiedensten Gebieten des volkspolitischen Lebens
entalten. .

Anfang Mai wurde der privaten polnischen Mittelschule
mit gymnasialem Lehrplan in Beuthen O-«S. das O esse n t-

lich ke its r e cht (gegen entsprechende polnische Zu-
gestäsndnisse an die deutschen Privatgymnasien in Ostober-
schlesien) gewährt. Auf Grund dieser Maßnahme fanden
am 29. Mai die ersten Abschlußprüfungen an

der Beuthener Polenschule statt. Die Prüfung
-wurde von sechs Schülern abgelegt: Brom-a, Plan-etorz,
-Pi-ernikarczyk, Po—loczek,Mehl (!) und Brieger (!).

Am 2. Mai unternahm ein-e Gruppe von P o l en a"u s

Fletschsi
n« (Kr-eis Flatow) eine m e h r t ä g i g e G e -

- el

P o s
, «

-

Am 5. Mai fand in Neubrandensburg die erste ha u p t -

oersammlsung desVerbandes der polnischen
Landarbeiter in Mecklsenburg und Pom-

.m ern statt. Es bestehen in diesen Gebieten bisher 18, erst
«.im Laufe des vergangenen und diesen Jahres entstansdene
,Ortsgruppen dieser Art, und zwar in Anklam, Bkrgen,
Dem-mich Friedland, Gnoien, Greifenberg, Grimmen, Klütz,
Langenhagen, Neu-bran«denburg,Penzlin, Pyritz, Stargard,
Stettin, Stralsund, Teterow, Wolgast und Zißlaw. «

Der

,,Dziennik»Berlinski« schrieb aus Anlaß der Neubrandem
burger Tagung »u. a.: »J.·n ersta un l i ch kurzerZe it
würden in einem Gebiet, in deinman bis vor kurzem nichts
von einer polnischen Organisation gehört hatte, 1 8 O rqt.s-«
gruppen mit etwa .600 Mitgliedern gej-
.g,r ü n d e t. Am 5. Mai wurde eine Tagun der Delegierten
dieser Organisation zu dem Zwecke einberufen,für Mecklen-

burg und Pommern einen Zweigversband des Verbandes

polnischer Landarbeiter in Deutschland zu gründen.«
Der ,,1lustr0wany Kurier Codzienny« gibt in seiner

Nummer vom 15. Mai die Zahl der in Deutschland
stusdierenden Polen mit 402 an.

»
Nach dem Tode des Marschalls Pilsudski erliseß der

Präsident des Welt-bundes der Polen, Senatsmarschall
Raczkiewicz, einen Ausruf an die Auslands-

—po l en , in dem es u. a. hieß: »Das Polentum, wo es auch
iimmer in Erscheinung tritt, ob im Jnland oder außerhalb
der Grenzen unseres Lan-des, stellt e in e g ei st i g e E in -

heit. dar und findet im Geiste Josef PilsudskisMacht und
Stärke wieder.« An den Be is e tz un g s· f«-ei e r lich -

leite n in Warschsauund Krakau nahmen mehrere größere
Gruppen von Polen aus den« deutschen Grenzgebieten teil.

hierüber berichteten .z.. B.- die «Nowiny. Cozienne« am

19. Mai: »Es fuhren 400 Polen aus-dem Oppelner Schlesien
mit der Bahn von Beuthen zu den Begräbnisseierlichkeiten
nach Krakau.

170

sschaftssahrt über- Usch sund Kolmar nach-
e-n.-

" · «

-gesells aft hielt sich u.."la., auch

Sie nahmen 40 Banner mit dem mit Flor«

verhüllten Sinnbild mit. Mit Dankbarkeit muß «man«be-
merken, daß die hiesigen (Oppelner) Behörden die Ausreise
erleichterten.«

'
«

.

Das Kaschusbische Volkstheaterin Neu-
stadt (Pommerelleti) will, Wie die «C·äzetaGrlanska«'rmj
22. Mai m»itteilte,iseine-Täti keitinsZukunft auchan ldsixe
deutschen Grenz«kr·e«is!eB·-,ütow,Lauenburg
u n d S chlo cha u ausdehnen Jm Spielplasn des Theaters
über-wiegenVollsstücke in kaschsubischerMundart (

-

« «

Ueber das polnische Organisationswesen
in P vmm e rn berichtete der »Glos quranicza i Kaszubk
am 23. Mai u. a.: »Die Vereinsbewegung der Polen in

Pommern hat in letzter Zeit eine wesentliche Be-
le b u n g e r s ah r e n , besonders seitdem die polnischen
Organisationen ein entsprechendes Vereinslokal in Stettin
verlangten . . . Jn diesem Lokal ist ein polnischesBil-

dun gsheim untergebracht; ferner besitzt es einen Saal
sürVersanimlungen und Festlichkeiten; auch eine Klein -

kinderschule und Vereinsbiichereien, die die
Mitglieder eifrig benutzen, sind vorhanden. Die hier im

vergangenen Jahre gegründete P f a d f i n -d e r a b te i -

lung besitzt hier ein eigenes Psadsinderheim mit ein-er
h o l zb i l d "«au e r w e r k st a t.t. Jsm Bildungsheim finsdsen
regelmäßig esang"sü-·liungen,literarische Abende, Vorträge
über Polen, die häufig durch Lichtbilsder veranschauslicht
werden, usw. statt. Das Stettiner Polentum konzentrisert
sich in einigen Vereinen, wie z. B. dem Polenbun-d,
dem Verband polnischer Land-arbeiter, dem·Polnisch-katho-
lischen Verein, dem Gesangverein ,Eho-p·in«sowie dem

Polnissch-katholischen Sdchulvserein . . .« Erwahnt wird u. a·.

eine Veranstaltung des Stettiner Polentu-ms, an der die
Sekretärin des Marschalls Pilsudski, die Dichterin Kast-
m i r a Jlla k ow i cz, teilnahm und aus ihren Dichtungen.
vorlas.

,

—
,

-

»

Am 26. Mai kamen- »«u·nterLeitung des ,»«P1«osessorsj
Szczepanski drei polnische Fußballmannschasten

i

der Stadt Konitz nach"Bütoiv, um«gegendeutsche
Mannschaften, die am 5. Mai in Konitz gewe

spielen. Die polnischen Mannschasssten haben auch das Dorf
P late nh e i m, in dem es eine polnische Min-derheit·gibt,
be u t.s

m 27. Mai kamen 34 männliche und weibliche M i t-

glieder der ,,Lansdwirtschastlichen ·Vorbe-
reitung« aus Polen nach Radawnitz im Kreise
Flatow, um die dortigen Polen zu besuchen. ;

"

Am 31. Mai und 1. Juni hielt sich eine Ausslugsgesells
schaft des Vereins für Landeskunde des Wil-
naer Elisabeth - Orzekowa - Mäidchengym«-
nasiums in Allenstein auf. Die Teilnehmer waren

dort Gäste im Polniischen haus. Sie unternahmen pon
Allenstein aus einen Autoausslug nach

«

T a n n e n be r· ,

,,wo sie mit großem Jnteresse den historischenOrt besichtig-
,ten, san dem der polnische König Ja iello die entscheidende
Schlacht gegen den Krenzritterorden chlug-·in der Ordens-
großmeister Ulrich von Jungingen unt-erlag . Dieselbe Reise-

in Marienwerder, Marien-
lbürg, tuhm usw. aus«« z» »

» »
·

Nach dem Bericht desonrsitsiendendes Fonds für
das· polnische Schulwe en "im AuslandC

en waren, zu;



Dr. helczynski. hat die vom eFonds dur eführte Sammel-
aktion in den ersten fünf Monaten des Jahres .1935 iiber
890000 Zloty erbracht. Aus diesem Fonds erhalten auch
die polnischen Schulen in Deutschlansd laufen-de Unter-

stützungen
Wie die polnische Presse mitteilte (z. B. ,,Dziennilc Ber-

linski« vom 6. Juni), hat der Weltbunsd der Polen
in den Monaten Juni, Juli und

Augustmehrere mehr-
wöchige Ausbildungskurse ur auslands-

p o l n i s ch e F ü h r e r organisiert:
« Puppentheater-,

Theaterre isseur-, Ehordirigsenten-, Bibliothekar- und
Lehrerkur e in Warschau, Sandomir und Brody bei

Kalwarja.
.

Am 7. Juni wurde im Saal-e des Polnisschen Klubs in

Allenstein eine Ausstellung der polnischen
Schulen im Ermland eröffnet, in der von den
polnischen Schulkindern angefertigte Gegenstande gezeigt
wurden.

Am 9. Juni fand in Bochum eine Tagung der

Polen aus Rheinland-Westfalen·statt. Nach dier

Polenbundpresse sollen an dieser ·Tagung einige Tausend,
nach der staatspolnischen Presse einige hundert Polen teil-

genommen haben. Auf der Tagung sprachenneben den

üblichen Polenbundleuten eine gewisse
«

Frau Wanda

Ladzina aus Warschau und der Vorsitzensde der pol-
nischen Berufsvereinigung, Franz- Manko wski aus
Posen, der vor dem Kriegs

im Organisationsleben der Polen
Westfalens eine gewisse olle gespielthat. Aus Anlaß der
Tagung wurde eine zwanzigseitige Sonsdernsumzmierdes in

herne erscheinenden ,,Narod« herausgegeben, die»eine Art

Geschichte des Polentums iin Rheinland-
Westfalen zu geben versucht.

Die Oppelner »Nowiny codzienne« nahmen am 10. Juni
in herausfordernder Weise zur F r a g e d e r st u d e n -

tischen Korporationen in Deutschland Stellung.
,,Zweifellos sind in deutschen studentischen Korporationen
noch viele Personen polnischer Abstammung Es wäre voll
und ganz angebracht, wenn diese teilweise germanisierten
Polen endlich erkennen würden, wo ihr Platz ist, und wenn

sie mit der Zeit den Rückweg zu ihrer Volksgemeinschaft
und zu unserer polnisschen akademischen Organisation finsden
würden, die sich für diese Angelegenheit zweifellos lebhaft,
aber auch mit aller Vorsicht interessiert.« Man kann den

Polen in ihrem eigenen Interesse nur dringend empfehlen,
sich nicht in diese Angelegenheiten zu mischen. Es könnte

sonst sein, daß ihre studentische Organisation dabei auf der
Strecke bleibt.

Am 13· Juni fand in Berlin eine Tagung des Ver-
bandes »der polnischen Genossenschaften in Deutschlandstatt.
Der »Dzienmk Berlinski« s rieb hierüber u. ·a.: »Wahrend
der Beratung ging ein chreiben des Reichswirtschafts-
ministeriums ein, durch das dem Verband der pol-
nischen Genossenschaften in Deutschland
das eigene Revisionsrecht vom 1. April 1935
a b e i n g e r ä u mt wird . . . Die Versamsmselten nahmen
die Nachricht mit spontanem Beifall auf . . . Die Tagung
hat gleichzeitig den Beweis erbracht, daß d i e F est i g u n g
des polnischen wirtschaftlichen Lebens. in

Deutschland unbestreitbar ist. Das polnische
wirtschaftliche Leben isn Deutschland ist gesund und wird
immer stärker werden«

Der »llustrowany Kurier codzienny« berichtete am
21. Juni über den Besuch, den 36 Schüler des Ro-
galener Lehrerseminars der Stadt Krakau ab-

statteten Es heißt in dem Bericht: »Es sind deutsche
ROTHE-angehörng die nach Beendigung der
Schule und zweijähriger Praxis in Polen
nach Deutschland zurückkehren, um in den
Minderheitslchulen poinifche Lehrsteaen zu übernehmen-«

Jn B e uthen fand am 23. Juni aus Anlaß des 25-

jährigen Bestehens des»Verbandes der polnischen
Gesangvereine in Oberschlesien ein-e Judi-

läumstagung statt. Dem genannten Verband gehören über
ereine an. An dem Fest nahmen auch einige zehn

polnische Chöre aus Ostoberschlesienals Gäste teil. Die

Dppelner «N0winy codzienne« berichtet-enu. a.: ,,Nach dem

Fesigottesdienst formierte sich vor der Kirche der U»mzug
d e r S ä n g e r. Bescheisden geschätzt,kann msan die Zahl
der Umzugsteilnehmer mit 3000 annehmen (?). Auf Ihrer

Brust prangte das- Abzeichen der Tagung Voran die
Banner, dahinter die dunkelgekleisdeten Männer, von denen
sich die farbigen Kleider der weiblichen Jugend abhoben . .

Am 28. Juni veröffentlichten die »Nowiuy Codzienne«
ein Modell des polnischen Lyzeums, das in Ra-
tib o r errichtet werden soll. Der Entwurf des dreistöckigen
Gebäudes stammt von dem Kattowitzer Architekten Tadäus
M ich e i d a.

Am 30. Juni wurde das neue Polnische Haus in
Za k rze w o (Kreis Fl-atow) eingeweiht. Die ,,Gazeia
Olsztzsnska«sbeschriebin ihrer Nummer vom 26. Juni das
haus wie folgt: »Wenn man nach der stillen polnischen
Siedlung Zakrzewo kommt, ragt bereits von weitem unter
den bescheidenen lsandwirtschaftlichen Gebäuden das impo-
nierende Polnische Haus hervor, in dem sich vie r S ch ul-
klassen, ein Kinderhort, zwei Bildungs-
heime, eine Bücherei und zwei Säle befinden.
Der kleinere Saal ist für Versammlungen bestimmt, in dem
rößeren dagegen, in dem etwa 1000 Personen Platz finden,

ollen Tag-ungen und Vergnügen stattfinden. Außerdem ist
im Polnischen Haus ein äußerst wichtiger Vorposten, nämlich
die polnische Volksbank, untergebracht.« An der
Frontwand des Gebäudes ist eine Nachbildung der schwarzen
Maria von Tschenstochau angebracht, eingerahmt von zwei
»Rodlos«. («Rodlo« = Abzeichen des Poilensbundes

.

in
Deutschland: Auf rotem Grund-eine weiße Linie, die den
Lauf der Weichsel darstellen soll, an der Krakau als Symbol-
der »Wiege polnischer Kultur« angedeutet ist).

Am 30. Juni fand in Allenstein ein ,,Fest des
polnischen Liedes« statt. Es nahmen an ihm die
polnischen Gesangvereine aus Ostpreußen teil. Als Gäste
waren neben Mitgliedern des polnischen Konssulats in Allen-
stein der

Vorsiyzende
des Posener Sängerverbandes, Dr.

Surzynskp osen, der Professor des staatlichen Musik-
konservatoriums in Posen, St. Wiechowicz, und die
Musikkritikerin des »Dziennik Poznanski«,«BozenaEzyzy -

ko w s k a, erschienen.

»

Am 30. Juni fand ein polnisches Sängerfest
in h a m b o r n - N e u m ü h l (Ruhrgebiet) statt. Nach

gem,iN·-irod«nahmen 12 Vereine mit 385 Sängern
aran ei .

Am 2." Juli wurde in Altschalkowitz Ober-
schlesien) von dem Vorsitzenden des Verbandes polnischer
Pfadfinder in Deutschland, Rechtsanwalt Dr. Kwoczek,
ein polnisches Pfadfinderlager eröffnet.
An dem Lager waren 140 polnische Pfadfinder und
47 Psadfinderinnen beteiligt.

Am 7. Juli veranstaltete der Bezirk2 des Verbandes
polnischer Gesangvereine in herne seine 6· Tagung Teil
nahmen die polnischen Gesangvereine aus herne, Reckling-
hausen-Süd, Menge-de, hillerheisde, herne-So.d«ingen,Grull-
baid und Schwerin. Der ,,Nar0d« berichtete von 600 Teil-
nehmern.

Jm Rahmen des deutsch-polnischen Kinderaustausches
wurden in diesem Sommer etwa 000 p o l n i s ch e

Kinder aus Deutschland zu einem mehr-
wöchigen Ferienaufenthalt nach Polen ver-

m i t t e l t. Anders als in früheren Jahren wurden die
Kinder diesmal ausschließlichgruppenweise in Ferienlagern
und nicht mehr einzeln bei Pflegeeltern unt·ergebracht, »aus
pädagogischen Gründen«, wie die ,,Nowiny lvcodzienne«
m·einten. Außerdem wurden über 1 0 0 S ch u l e r d e r

höheren Polen-schule in Beuthensnach Polen
geschickt. Auch mehrere Dutzend polnischer Studen-
te n aus Deutschsliand fuhren in die Ferien nach Polen.

Das wichtigste Ereignis für die polnischen Volkssplitter
in Deutschland, vor allem deren jugendliche Kreise, ist in

diesem Jahre die 2. Tagung der polnischen Aus-
landsjugend in W-arschau-Spala gewesen, die
am 14. Juli begann. An dieser Tagung nahmen etwa 4000

polnische Jugendliche aus dem Auslande teil. Vertreteii
waren die polnischen Jugendorganisationen aus Deutsch-
land, Danzig, Lettlansd und der Tschechostowakei.ferner »aus
Rumänien, Estlansd, Frankreich, Belgien, holländ, Dane-
msark, der Schweiz, den Vereinsigten Staaten und Briasilien.
Aus Deutschland kamen über 2000 polnische
J u ge n d l ich e. Die Tagung trug einen stark -sta a t s-

polnisch betonten .Eharakter.
’
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Der Wahlkampf in Polen
Die Wahlen zum Sejm werden am 8. September

stattfinden, die Wahlen zum Senat am Sonntag darauf.
Die Bekanntgabe der endgültigen Wahlergebnisse wird nicht
vor dem 20. September erfolgen. Nachdem am 14. Juli
auch der Schlesische Teilgebietslandtag auf-
g e l ö st worden ist, wird auch dieses Parlament am 8. Sep-
tember neu gewählt werden. Der Schlesische Sejm wird in

Zukunft gatt
der bisherigen 48 nur noch 24 Abgeordnete

zählen. ’e Wahlvorbereitungen sind bereits in vollem

Gange. Die Op ositsionsparteien haben in mehr oder

weniger scharfer orm den Boykott der Wahlen
proklamiert. Es isbtaberin den oppositionellen Parteien eine

große Zahl von euten, dsie auf Grund ihrer Bildungoder
ihrer beruflichen Stellung immerhin einige Aussicht haben,
als Kandidaten aufgestellt zu werden; sie scheinen zum Teil

nicht geneigt, sich diese Ehance aus Liebe zu ihrer Partei
entgehen zu laffen. Die Lage ist sehr unüber-

sichtlich Die oppositionelle ibäuerliche Volkspartei
hat in schärfster Form gegen die Wahlbeteiligung Stellung
genommen; verschiedene bäuerliche Organisationen dagegen
haben beschlossen, alle Möglichkeiten auszunutzen, die sich
bieten, um den Bauern eine ihrer Bedeutung ür das Volks-

n e entsprechende Position in Sejm und enat zu ver-

schaffenInnerhalb sder zum Regierungsblock gehörenden
ZZZ-Gewerkschaften halten sich die Anhänger der

Wahlbeteiligung und des Boykotts etwa die Waag-e. Jn

Lodz ist die nationaldemokratische Partei aus-

einandergeplatzt; unter Führung des Rechtsanwalts Ko-

walski haben sich die Sezessionisten u einem »Unasbhängigen
Nationalen Klub« zusammengeschlofsenDie L e g i o n d e r

Jun en hat sich nicht, wie man es nach dem Bruch mit

-den egierungsleuten erwartet hatte, ausgelöst, sondern
entfaltet eine neue Aktivität.

Kürzlich schrieb der ehemalige Finanzniinister-Ma-
tuszewski in der ,,cazeta Poislca« einen Artikel, in

dem er die Parteien als eine überlebte Einrichtung über-

haupt abgeschafft wissen wollte: »Der Partei als Instrument
des Kampfes um »die Macht räumt die neue Verfassung
keinen Pla ein.« So sagte Matuszewski. Aber kurz zuvor
.-«-hatteder. hefredakteur eines anderen, der Regierung nicht

. ·-—weniger.nahe stehenden Blatt«es, des »l( wie-r Pera-any ,

das erade Gegenteil fest-gestellt und die Duldung legaler
olitächerOrganisationen als ,,Sicherungsmittel gegen

oziale Explosionsgefahren« empfohlen. Jm allgemeinen
wird man sagen können, daß die Parteibürokratie der

oppositionellen Gruppen gegen eine Wahlbeteiligung ist,
weil sie ohnehin keine Aussicht hat, dasbei zur Geltung zu
kommen, daß dagegen die führenden Leute der Berufs-
organisationen eher dazu neigen, sich die — wenn auch nur

vage — Gelegenheit zur Vertretung der Berufsinteressen in

Sejm und Senat nicht entgehen zu lassen. Wie die breiten

Massen, die sowohl den Berufsorganisationen wie den

Parteien angehören, sich zu der ganzen Angelegenheiteinstellen, darüber läßt sich kaum etwas sag-en. ürokraten

und Fu-nktionäre, die heute über die Frage der Wahl-
beteiligung teils dieses, teils jenes, bald so und bald anders

beschließen,können nicht als Volkesstimme gelten. Inwie-
weit z. B. bei der Eisntragung in die Senatswahllisten der

Boykottaufforderung der oppositionellen Parteien Folge ge-
leistet worden ist, ist kaum zu ermitteln. Wohl ist die Zahl
derjenigen, die sich in die Listen eingetragen haben, bekannt,

über die Zahl derjenigen aber, die eintragungsberechtigt

kind,streiten sich die Regierunsgsblätter mit den Zeitungen
er Oppositionsparteien herum. Jn Lodz z. B. haben sich

8000 Personen als wahlbersechtigt eingetragen; die Re-

gierusngsanhänger behaupten, dsas wären etwa 90 v..f). der

überhaupt in Frage kommenden Senatswähler; die Ra-
tioiialsdeinokraten aber meinen, das seien höchstens 30 v..f).

Wichtig ist die Einstellung der nichtp-olni-
schen. V»olksgruppen zu den bevorstehenden Wahlen-
Die jii d i s chen Gruppen haben sich, wie es scheint, in der

hauptsache fsur die Wahlbeteiligung entschieden. Von den
ukrain ischen Parteien hat sich die größte, die Undo,
grundsätzlich für die Wahlbeteiligung ausgesprochen, ihre
endgültige Entscheidung jedoch von der haltung der

polnischen Behörden abhängig gemacht. Einige andere
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ukrainsische Gruppen haben den Boykott propagiert. Einer
der kirchlichen Füshrer der Ukr-a-in-er, Szeptycki, hat seinen
Geistlichen die Beteili ung an den Wahlen verboten. Von na-

tionaldsemokratischer eite wurde das Gerücht ausgesprengt,
daß die polnische Regierung den Ukrainern in Ostgalizien und

Wolhynien 15 Sejmmandate fest zugesagt habe. Auch den

Juden soll eine bestimmte An ashl von Sitzen von vornherein
zugesichert worden sein· Besprechungenzwischen den Ver-
tretern der ukrainischen und jüdischen Gruppen auf der

einen und der polnischen Regierung auf der anderen Seite
ben stattgefunden Ueber ihr Ergebnis ist wenig Positives

eka-nnt. Auch von seiten derdeutschenVolksgruppe
wurde mit der Regierung Fühlung genommen. Für die

Deutsche Vereini ung hat Dr. Kohnert und für die Jung-
deutsche Partei andesführer Wiesner mit dem Minister-
präsidenten bzw. mit dem Jnnenminister verhandelt. Die

Besprechungen haben sich nicht nur auf die Wahlen, sondern
auch auf verschieden-e andere, für die Deutschen in Polen
lebenswichtige Fragen bezogen. Die Deutschen sind an dein

Machtkampf, der sich zwischenden verschiedenen politischen
Gruppen des Polentums abspielt, nicht beteiligt.

Aber sie legen den größten Wert darauf, in den

parlamentarischen Körperschaften, vor-allem im Senat, durch
eine Reihe ihrer maßgeblichen Wortführer vertreten zu

sein. Diese Vertretung wird für die Deutschen in Zukunft
noch wichtiger sein als bisher. Bisher arbeiteten Sejm und

Senat nach der üblichen demokratisch-parlamentarischen
Form, bei der die wenigen deutschen Vertreter nicht zur
Geltung zu kommen vermochten. Jn

åukunftdagegen wir-d

den einzelnen Mitgliedern von ejm und vor allein

Senat eine größere individuelle Bedeutung zukommen, da

sdie Regierung offen-bar daran denkt, sie als die berufenen
Wortsührer der von ihnen vertretenen Bevölkerungs-
gruppen bei Behandlung der diese Gruppen jeweils be-

rühren-den Angelegenheiten zu Rate zu ziehen. Die Deutschen
sind unter der Voraussetzung, daß sie eine der Bedeutung
ihrer über die verschiedenen Landesteile Polens verstreuten
Siedlungsgruppen entsprechen-de Vertretung erhalten, zur
Teilnahme anden Wahlenbereit. Da sie infolge
ihrer räumlichen Zerstreuung und angesichts des kompli-

ierten Wahlsystems aber nur wenigAussicht haben, bei den

ashlen selber zum Zuge zu. kommen, habensie ein-Recht,
zu verlangen, daß sie wenigstens bei der Verteilung jenes
Teils der Senatsmandate berücksichtigtwerden, deren Be-

setfulngdurch den Staatspräsidenten durch Ernennung
er o gt.

Was die polnische Regierung anlangt, so
dürfte diese einigen Grund haben, diese gerechte Forderung
der Deutschen nicht unberürksichtigt zu lassen. Sie befindet
sich innerpolitisch in einer dur us nicht beneidenswerten
Situation. Das Jnteressefiir die Wahlen ist unter sder ver-

elendeten Bauernschaft nur gering; und die Boykott-
propaganda der Oppositionsparteien scheint in breiten Be-
oölkerungsschichten auf fruchtbaren Boden zu fallen.«Die

Regierung muß aber nicht nur aus rnnerpolitischen
Grün-den, sondern auch mit Rücksicht auf das Urteil des

Auslandes den größten Wert darauf legen,·eine mög-
lichst hohe Wahlbeteiligung zu erzielen. Sie hat
es zwar dank ihres raffiniert ausgetlugelten Wahlsystems
in der hand, dafür zu sorgen, daß möglichstwenig Ver-

treter der oppositionellen Parteien in die zu wählenden
Körperschaften gelangen. Aber sie wird niemals behaupten
können, daß Sejm und Senat Volksvertretungen sind, wenn

ihre Gegner darauf hinweisen können, daß die Wahlen von

einem Drittel oder gar von der hälfte der Wahl-berechtigten
boykottiert worden find. Nicht in der Zusammen-
setzung von Sejm und Senat, sondern in der

höhe der Wahlbeteiligung liegt die Ant-

wortaufdieVertrauensfrage,diebei·allen,
so auch bei diesen Wahlen gestellt wird. Je

höher also die Wahlbeteiligung, um so«pvs1t1vekdie Antwort

für die Regierung. Es ist unter diesen Umstanden ver-

ständlich,
wenn sich die Regierung um«dieWahlbeteiligung

er nichtpolnischen Volksgruppem die immer-hin weit mehr

gls
ein Drittel der Gesamtbeoolkerung Polens ausmachen,



Danziger Beniionärennd Arbeiter kommen ins Reich
Senatspräsident G reiser hatte in seiner Volkstags-

rede am 12, Juni bereits darauf hiiigewiesen,·daßdie·Freie
Stadt Danzig sich mit Rücksichtauf ihre schwierigeFinanz-
lage gezwungen sehen werde, einschneidende, die in Danzig
lebenden Pensionäre berührende Maßnahmenzu treffen.
Die Freie Stadt ist nicht mehr in der L·age,·die
Fortzahlung der Versorgungsgebuhrnisse
der ehemaligen Staatsbeamten und ver-

forguiigsberechtigten Angestellten ·

und

ihrer hinterbliebenen zu gewahrleisten.
Demgemäß ist diesen in Danzig lebenden Personen jetzt
dringend nahegelegt worden« ins Reich
ü b e r z us i e d e l n. Jn Frage kommen insgejamt etwa
4 -Jo—5000 Versorgungsberechtigte. Es handelt sich zunachst
um die sog. R e i ch s p e n s i o n ä·r e , d. h. solche Personen,
die als ehemalige unmittelbare Reichsbeamteoderaus einem

sonstigen Grunde ihre Pension direkt von einer Reichs-stelle
erhalten; diese Personen sind deutscheReichsangehorige.
Durch die Maßnahme betroffen sind aber auch solchePer-

sonen, die die Danziger Staatsangehorigkeit besitzen,und
zwar die sog. A l t p e n s i o n ä r e , d. «h.solche,die bereits

vor Gründung der Freien Stadt»D·anzigin den Ruhestasnd
getreten waren (auch Kriegsbeschadigte und -hinterbliebene),
und die sog. N e u p e n s i o n ä·r e, d. h. solche, die, bevor

sie in Danziger Dienste traten, im Dienste desxReichesoder

Preußens gestanden hatten, also erst nach der Konstituierung
der Freien Stadt pensioniert worden sind. Es wir-d kein
direkter Zwang auf die Alt- und Reupensionare ausgeübt,
ins Reich iiberziisiedeln Die Uebersiedlung liegt aber an-
gesichts der notwendigen Danziger Sparmaßnahmen in

ihrem eigenen Jnteresse. Die Reichspensionare sind insofern
um Verlassen Danzigs gezwungen, als nunmehr auf sie

ZiesekbenBestimmungen angewandt werden, denen die im

übrigen Ausland wohnenden reichsdeutschen Pensionäre
schon seit langem unterliegen. Bis Ende dieses Jahres soll
die Uebersiedlung nach Möglichkeit erfolgt sein. Pensionaren,
die bis zum 30. September ü-bersiedeln,werden die Umzugs-
kosten ersetzt und gegebenenfalls Mietbeihilfen gewährt-
Von der Maßnahme nicht betroffen sind Pensionäre, die
über 80 Jahre alt sind, und solche, die nicht meigr

als
50 Gulden monatliche Pension erhalten, ferner ·riegs-
beschädigte,die in Danzig voll beschäftigt sind, und diejenigen
Personen, die eine Jnvaliden- oder Altersrente« von der

Landesversicheriingsanstalt beziehen.
Es wird niemanden geben, der diese Maßnahmennicht

schmerzlich empfindet. Doch lassen sie sich msit Rücksichtauf

die fiiianzpolitische Lage der Freien Stadt nicht mehr ver-

meiden. Danzig wird nach erfolgter Uebersiedlung der

Pensionäre jährlich etwa 16 bis 18 Millionen
Gulden einspareii können. Nur die Einsicht in die

unbedingte Notwendigkeit dieser Sparmaßnahmen kann mit
der Tatsache versöhnen, daß Danzig auf diese
Weise tausende deutscher Bolksgenossen
v e r l i e r t. Betroffen werden vor allem Zoppot und Oliva,
wo sich nach dem Kriege zahlreiche Pensionäre niedergelassen
hatten. Bitter wird die Uebersiedlung besonders diejenigen
ankommen, die seit Jahrzehnten in Danzig wohnen und nun

im Alter gezwungen sind, einen neuen Wohnort zu suchen.
An ihnen wirkt sich noch ein-mal die ganze hätte des Ver-
sailler Diktates aus, das Danzig dazu verurteilt hat, los-

äerissen
vom Mutterlsand, einen erbitterten Kampf um seine

elbstbehaiiptiinsg zu führen. Und besonders tragisch ist es,

daß dieser deutsche Staat jetzt gezwungen ist, um die wirt-

schaftliche Grundlage seines Selbstbehauptungskampfes zu
sichern, Tausende von Deutschen zum Verlassen seines
Gebiet-es aufzufordern.

Neben den Pensionären sind es noch andere Danziger,
die unter dem Druck der finanziellen Notlage ihres Staats-

wesens ins Reich kommen. Es handelt sich um meist jugend-
liche Danziger Arbeitskräfte, die vom Dan-

ziger Landesarbeitsamt nach Deutschl-and
«v e r m i t t e lt w e r d e n

,
oder um Danziger hilfssdienst-

pflichtige, die bei reichsdeutschen Arbeitsvorkommen angesetzt
werden. Die Freie Stadt muß auch in ihren Arbeits-
beschafsungsmaßnahmenerhöhte Sparsamkeit walten lassen.
hier ist das Reich in der Lage, den Danziger Arbeitsmarkt

zu entlasten. Es handelt sich größtenteils um ungelernte
Arbeiter, die beim Bau der Reichsautobahnen, bei Fluß-
regulierungen und anderen Erdarbesiten angesetzt werden.
Sie find in der Regel in größeren Trupps geschlossen unter-

gebracht. Zwischen den reichsdeutschen und Danziger Stellen

sind Vereinbarungen getroffen worden, die es den auf diese
Weise ins Reich vermittelten Daiizisgern ermöglichen,monot-

lich je 4027kth an ihre Angehörigen in Danzig zu über-

weisen. Die Zahl der im Reich angesetzten Danziger beträgt
einige Tausend. Jhr Aufenthalt im Reich ist nur als
v o r ü b e r g e h e n d gedacht. Sobald es die Finanzlage
der Freien Stadt wieder erlaubt, das eigene Arbeits-

beschaffiingsprogramm in vollem Umfansge durchzuführen,
wird diese Entlastusngsaktion des Reiches zugunsten Danzigs
wieder eingestellt werden«

Die Verelendung des Memelgebietes
Die Gesamtausfiihr Litauens an Lebensmitteln ist von

1931 bis 1934 von 156,7 auf 63 Mill. Lit und die Aussuhr
von Rohstoffen und halbfertizfabrikaten

von 1929 bis 1934

von 170 auf knapp 60 Mill· it zusammengeschmolzenzEs
läßt sich leicht denken, welche Folgen dieser wertmaßige
Rückgang der Aussuhr um zwei Fünftel bzw. fast zwei
Drittel für den haupterwerbs weig Litauens, die Land-

wirtschaft, hat hervorrufen müssenDie Preise sur Butter,
Eier, Fleisch, Getreside usw. sind im Laufe der letzten Jahre
Aus Vruchteile ihres früheren Standes gesunken. Ein

Zentner Roggen z. B. hat im Jahre 1928 25,5 Lit gekostet,
1934 nur noch 6,8 Lit. Die Fortschritte, die die litauische
Lantdcvirtschaftvor allem auf genossenschaftlichem Gebiete
Nach dem Kriege zu erzielen vermocht hat, sind durch diesen
verheereiiden Preisverfall größtenteils wieder zerstört
worden oder doch aufs schwerste gefährdet. D e r ld e u t s ch e

Markt ist der litauischen usfuhr ver-

schlossen; der Kleine Grenzverkehr ist seit Mitte letzten
Jahres gespekfts Für den Ausfall dieses wichtigsten Absatz-
gebietes hat thaUeN Ersatz in anderen Ländern gesucht, aber

nur in beschränktemMaße und nur unter ungünstigeren
Bedingungen gefunden. England,Frankreich und Sowjet-
rußland, Belgien, holland un die Tschechei sind in großerem
oder eringerem Maße als Abnehmer litauischer Agrar-
produgtean die Stelle Deutschlands getreten. Ab e r vmit
der Rentabilität des Exportes in diese
Länder ist es schlecht bestellt. »Die Aussuhr laßt

sich in der Hauptsache nur durch staatliche Zuschüsseaufrecht-
erhalten, und immer wieder kommt es vor, daß von Litauen

gelieferte Ware, wie Fleisch, Eier und dergleichen, von den

ausländischen Jmporteuren zurückgewiesen werden, weil sie
den Wünschen einer anspruchsvolleren Verbraucherschaft
nicht entsprechen oder wegen unsachgemäßer Behandlung
und Verarbeitung bereits in verdorbenem Zustand am Be-

stimmungsort anlangten· Jn litauischen Resgierungskreisen
ist man sich darüber im klaren, daß man selber dsie Schuld
an dieser ungünstigen Entwicklung des landwsirtschaftlichen
Exportes und an der damit verbundenen Verelendung der

gesamten Baiiernschaft trägt. Aber man weigert sich, die

politische Ursache dieses wirtschaftlichen
V e rsalls, den Kampf gegen das Memeldeutschtum, auf-

gugebenLitauen hält nach wie vor»darsanfest, sagte kürzlich
er Vizefinanzminister J n d r i s ch i u n a s

, daß für even-

tuelle wirtschaftliche Vorteile die nationalen und politischen
Bestrebungen nicht geopfert werden dürfen.

Die schwersten Schäsden erleidet durch diese Einstellung
Litauens das deutsche Memelgebiet, das als ein Gebiet

höher entwickelter wirtschaftlicher und sozialer Kultur natur--

gemäß besonders empfindlich auf die schroffen Absatz-.und

Preis-störiingen reagiert. Die überlegeneFortschrittlichkeitder
memelländischen im Vergleich zur großlitauischenLandwirt-

schaft geht sehr deutlich aus folgender Ge ensüberstellusng
hervor. Auf je 100 hektar bewirtschafteter läche entfallen
in Großlitaiien 1,28 eiserne Eggen, im Memelland dagegen
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8,81, Mäthaschinen 0,33 bzw. 3,70, Dreschmaschinen 1,01
bzw. 5,24. Weiter kommen in Großlitauen aus je 100 hektar
16,6 Milchkühe, im Memelland dagegen 29,4, in Großlitauen
30,3 Schweine, im Memelland asber 59,7. Der Verbrauch
von Kunstdiinger ist je 100 hektar im Memelgesbiet 2Zmal
iso groß wie in Großlitausen, der Verbrauch von Stiel-staff
11msal und der Verbrauch von Kalisalzen sogar 17mal so
groß. Jim Vergleich zur Landwirtschaft in Großlitauen
arbeitet die memelländische Landwirtschaft b e s s er, ab er

auch teurer. Jhre Erzeugnisse sind nahezu unabsetzibar
geworden. Sie erstickt förmlich im Ueberfluß ihrer Produkte.
Die Preise, die sie für ihr Vieh usw« erhält, reichen nicht im

entferntesten aus, um die Selbstkosten zu decken. Wenn ein
Bauer im Kreise Pogegen für ein-en Zentner Schweinefleisch
(Lebendgewicht) 4,16 für ein Ei 2 bis 3 Pfennig, für
ein Pfund Butter 37 Pfeninig usw. erhält, dann ist es klar,
daß er seine Erzeugnisse nicht auf den Markt bringt, um zu
verdienen, sondern bloß deshalb, weil er gezwungen ist, selbst
mit Verlust zu verkaufen, um nur überhaupt in den Besitz
von etwas Bargeld zu kommen, dessen er sur Aufrecht-
erhaltung sein-er Wirtschaft dringend bedarf. nd wenn es

ihm wirklich gelingt, feine Erzeugnisse zu einem Schleusder-
preis loszuwersden, dann kann er von Glück sage-n, wenn

.Ji-hm das bißchen Geld nicht sofort wieder von den Spür-
husnden der litauischen Steuerverwaltung vor der Nase
weggeschnappt wird. Sehr oft aber ist es ihm auch zu den

lächerlich niedrigen Preisen nicht einmal möglich, Abnehmer
»für seine Produkte zu finden. So ist erst vor kurzem isn
einer Entschließung der Memel-er Handelskammer festgestellt
worden, daß mehrere tausend Zentner Käse, die seit Wochen
und Monaten verksaufsfertig lagern, aber kein-en Absatz
finden, verderben- So wird die miemelländische Landwirt-
schaft langsam, aber sicher zugrundegerichtet. Von dem

früheren Wohlstand ist nur mehr wenig iibriggeblieben.
Wenn diese Entwicklung bisher nochnicht zu einer weit-
gehendeii Entwurzelung des alteinge essenen Vauernstandes
geführt hat, so ist das einmal der Tatsache zu danken, daß
dank der früheren günstigen Verhältnisse die grun«dbuch-
mäßige Verschuldung der memelländischen Land-wirtschaft
verhältnismäßig gering ist, und weiter der Tatsache, daß
Zwangsversteigerungen wegen des Fehlens zahlungsfähiger
Käufer kaum durchgeführt werden können.

Forderung dur

Litauen
hat seine völlige Unfähigkeit,

ein« wirtscha tlich hochstehendes Gebiet, wie
es das Memelland ist, zu verwalten, be-
wiesen. Die einzige ,,Leistun-g«,die es aufweisen kann,
ist neben der politischen Knechtung dser deutschen Bevölkerung
die Jnfizierung der memelländischen Wirtschaft mit desn
Krankheitskeismen seiner eigenen Wirtschaft. Es heißt daher
mit Recht in einem kürzlich von einem Memelländer ver-

faßten Artikel üsber die Wirtschaftsnot im Memelsgesbiet:
»Die einzige gerechte Lösung der Memel-
srage wäre, daß man das Gebiet zu Deutsch-
land zurückkommen läßt, zu dem es will, und von

dem es nie hätte getrennt werden dürfen· So erhebt sich
hier immer gebieterischer d e r R us n a ch A b st i m in u n gl
Ein-er Abstimmung, an der natürlich nicht die teilnehmen
dürften, die durch die Litauer unter gleichzeitig-er Ver-
drängung der früheren Bewoshnerschast ins Land geholt
wurden und noch täglich geholt werden. Nur diejenigen
dürften abstimmen, die zur Zeit des litauischen Einfalls in
das Memelgesbiet hier ihre heimat hatt-en und somit damals
schon abstimmungsberechtigt gewesen wären. Das Ergebnis-
einer solchen Abstimmung würde dann der Welt beweisen,
welches Unrecht das Bersailler Diktat uns im Memelgebiet
zugefügt hat.«

Litauischerseits bemüht man sich, die Berechtigungdieser
ch eine ,,Veweisführung« zu entkrästen, die

schließlichauf die dreiste Behauptung hinausläuft, daß die
Meinung von 140 000 Memeldeutschen bedeutungslos sei,
wenn es um das Wohl des litauischen Staates gehe. Für
Deutschland, schrieb kürzlich das litauische Regierungs-blatt,
der »Lietuvos Aidas«, sei das Memelgebiet eine nebensächlich-e
Frage, für Litauen aber sei der Besitz dieses Gebietes eine

»Lerensnotwendigkeit«, weil es »der einzige Zugang des
Staates zum Meere« darstelle. Dazu wäre zu sagen, daß
es wohl einzig und allein Deutschland zusteht, darüber zu
entscheiden, was ihm nebensächlichist und was nicht. Und
was das Argument vom Zugang zum Meere anlangt, so
wird den Litauern selbst von einem so unverdächtigein
Zeugen wie dem ,,I(urjer Warszawski« bescheinigt, daß die

Existenz ihres Staates keineswegs vom Besitz des Memel-
lsandes abhängt.

Schamaitische Nachrichten
»Das Land der tausend Wunder«t

Recht interessant ist, was einige der kürzlich bei ihren
Fahrten durchs Memelgebiet und Litauen verhafteten a u s -

ländischen Studenten nach ihrer Rückkehr nach
Deutschland über ihre Erlebnisse zu berichten hatten: »Was
kmir am meisten imponiserte«,erzählte einer dieser Studenten,
«war, daß ich in Memel auf-der Straße kein
einziges litauisches Wort gehört habe. Als
wir die Kinder fragten, ob sie litauisch

prechen könnten, da tippten sie mit dem
--jinger gegen die Stirn und lachten uns aus.

Auf unserm Ausflug üsber die litauische Grenze nach Neu-
stadt fiel uns sofort der Unterschied zwischen ldem
memelländischen und litauischen Gebiet auf.
Auch ohne die Grenzpsähle hätte man auf den Meter genau
die Gren e auf Grund der Straßen-, Acker- und Siedlungs-
verhältnifsebestimmen könne-n.« Ein amierikanis er Student
berichtete u. a.: ,,· . . Als wir den litauischen eamten in
ruhiger Form auf die Ordnungsmäßigkeit des Visums auf-
merksam machten, fuhr er uns mit den Worten an: ,V er-

ågessen
Sie nicht, daß Sie in Litauen sind.

enn Sie nicht endlich aufhören zu reden,
kriegen Sie was mit dem Gummiksnüppel
und Sie flie en in Arrest.· Nach diesen Worten
merkten wir aller ings, daß wir in Litauen waren. Ueber-
haupt merkten wir schon nach wenig-en Stunden, daß wir
uns im Memelgebietdank der litauischen herrschaft und noch
mehr in Litauen selbst in einem ,Land der taufen-d
Wun d er« befanden. Das größte Wun-der war wo l die

U.nhöslichkeit der litauischen Beamten us-

landerii gegenüber, vosn der man sich keinen

Be g r i fs m a ch e n k a n n. Ein weiteres Wun-der war es

fiir uns, daß Litauen es fertig gebracht hat, in d as rein
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deutsche Memellansd fast nur litauische Ve-
amte zu setzen, die nur litauiisch sprechen
können. Es ist sonst überall in der zivilisierten
Welt üblich, daß die Grenzbeamten und die sons i en. Be-
amten isn den Grenzgebieten wenigstens zwei prachen
besherrschen.—Allein Litauen macht eine Ausnahme hiervon·«
lUeber seine Eindrücke über die litauischen Wahlvorbereitun·-
gen befragt, erklärte der amerikanische Student: ,,E s w ä r e

zweckmäßig,wennmanzuden Wahlen über-
allneutraleWahlkommissionen entsenden
würde,weilsonstder Terror und der Druck
von litauischer Seite zu groß wären, um

eine wirklich freie und geheime Stimm-
abgabe zu gewährleisten.«

Wellposlverein gegen litauische Postverwaltung
Die litauische Postverwaltung hatte bekanntlich vor

längerer Zeit angeordnet, daß Postfendungen im
M eme l g e b i et nicht mehr zuzustellen sind, wenn in der

Anschrift die Ortsbezeichnungen in deutsch-er Sprach-e an-

geführt sind. Die Postverwaltung hat dann sogar die

Dreistigkeit besessen, sich an den Weltpostverein mit
der Forderung zu wenden, daß die memelländischen Orts-
namen in dem neuen Verzeichnis des Weltpost- und Tele-
·gr-aphenvereins ausschließlich in litauischer Sprache an-

geführt werdeni Sie wollte also, daß von dieser neutralen
Stelle eine offensichtliche Verletzung des Memelstatutes, in

dem grundsätzlich die Gleichberechtigung der deutschenund
litauischen Sprache festgesetzt worden ist, gutgeheißen wird.
Der Weltpostverein hat den Antrag der
usnverschämten Schamaiten abgelehnt. Nicht
nur auf Grund des Memelstatuts, sondern auchnach der von

ihr selbst provozierten ausdrücklichenEntscheidung des Welt-.



posstvereins ist die litauische Postverwaltun also v er-

pflichtet, Postsendungen mit deut cher Orts-

namenanschrift im Memelland zu bestellen.
Unter zivilisierten Nationen ist es selbstverständlich-daß die
von dieser internationalen Stelle getroffenen Entscheidungen
eingehalten werden, Die litiauische Pastvekwalkaag scheint
keinen Wert darauf zu legen, daß UnsStaat als ein Pan
zioilisierteii Menschen bewohntes Gebiet angesehen wird·

Vorsichit Spitzeli
Die Deutsch-en, die während der Somm-er-monate die

schönen Bäder des deutschen Memellandes
besuchen, tun gut daran, sich jeder politischen
Aeußerung gegenüber unbekannten Per-
s o n en zu e n t h a l t e n. Es ist festgestellt «wor-den,«daß
die litauifche Polizei die reichsdeutschen Badegastebespitzeln
läßt Die Spitzel pflegen sich an die Badegaste heran-
zumuchem um sich über dieses oder jenes mit ihnen zu unter-
halten iind unauffällig das Gespräch auch auf politische
Dinge zu bringen. Sie geben sich dasbei selbst als Badegaste
aus, promenieren im Strandanzug herum und bedienen sich
der deutschen Sprache· Unsbedachte politischeAeußerungen
können unangenehme Folgen haben.- Vorsicht ig geboten,
Aber es braucht sich dadurch niemand vosm esuch »der
imemelländischenNehrungsbäder abhalten zu lassen.

Diener Vorstoß gegen die evangelische kirche
Jn der evangelischen Kirche Litauens herrschen schon

seit Jahren ungeordnete und verworrene Zustände. Dies
geht auf ungesetzlichse Maßnahmen des litauischen Konsi-
storiums zurück, die zu vielen Streitigkeiten »und Aus-
einsandersetzungen gefiihrt haben. Jetzt scheint die litauische
Regierung hier eingreifen zu wollen. Vor kurzem ist der

Rechtsbeistand des Konsistoriums, Kavolis, den die

Mehrheit der evangelischen Gemeinden ableshnt, von seinem
Posten abberufen worden; auch der Geschäftssiihrer des

Konsistoriums ist zurück-getreten- Diese personellen Ber-

änderiingen hängen offensichtlich damit zusammen, daß vom

litauischen Staatsrat der Entwurf einer Verfas-
sung fiir das gesamte evangelische Kirchen-
wesen Litauens einschließlich des Memelgebietes
fertiggestellt worden ist. Danach soll das gesamte Gebiet in
zwei Kirchen gegliedert werden, die evangelisch-lutherische
und die evangelisch-reformierte. Die weitere Einteilung
sieht drei Kirchenprovinzen vor: die evangelisch-lutherische

Koskowski über
Man kann einem Menschen wie dem ehemaligen

Senator Koskow s ki nicht zumuten, daß er etwas, was

Bin ein Deutscher gesagt hat oder was er in deutschen
- iichern gelesen hat, glaubt. Koskowski kennt die spaten
TNachfahren der ,,heimtiickischen K»reuzritter« viel zu genau,
Tals daß er sich jemals dazu verleiten ließe, hinter ihren
zWorten und Taten etwas anderes denn finsterste politische
Bosheit und Berschlagenheit u vermuten-. So ist es ihm
auch mit dem deutschen R assen g e d a n k e n gegangen.
Es

haterst ein Jtaliener, Artur Labriola, kommen

müsen, um den Senator a. D. darauf zu bringen, daß es

smit dem unheimlichen »Rassismus« vielleicht doch etwas auf
si··chhaben könnte. Von einem san-deren als einem Deutschen
laßt elj ssichgern überzeugen. Und er hat seine neuen Er-

kkaatplie, die durch Labriola ihren politischen Unbedenk-
lichkeitsoermerk erhalten haben, auch sofort zum Besten
gegeben; Man muß sagen: Koskowski hat dazugelernt. Daß
er dabei den deutschen Lehrmeister abgelehnt hat, wird in
Deutschland niemandem schmerzen.

«

Jm ,,Kitr.ieiWarszawskj« hat er sich kiirzlich über die
Nassensolidarität der nordischen Staaten
Vetbteitdt »Er hat U..a. geschrieben: ,,Ueberhaupt ist es

wahrscheinlich, wenn nicht gewiß, daß wir in eine geschicht-
liche Phase eintreten, in der die nordischen Nationen bextrebtsei-n werden, eine gemeinsame, eins-heitliche Politi zu
machen. Jn Wirklichkeit haben Bestrebungen dieser Art
flicht erst seit gestern bestanden. Es genügt, an den Pro -

te tantismus zu erinnern, «der eine der nordischen

ReiseeigentiimlicheErscheinung ist.
.

mus ist ehr»aufrichtig, wenn er den Wunsch»offenbar-1-sich
Esaglan d zu nähern; und dieses breitet instinktiv seine

Der Nationalsozialis-:

Provinz des-.Memelge«bsietes,die -evangelisch-lutherische Pro-
vinz Groß-Litauens und die eviangelisch-reformierte Pro-
vinz Litauens. Die hauptorgane der gesamten evangelischen
Kirche Litauens sollen die G e n e r a l s y n o d e und der
Ob e r k i r ch e n r at sein. Die drei Kirchenprovinzen sollen
ihre Konsistorien und Provinzialsynosden besitzen und gewisse
autonome Rechte haben. An der Spitze des Oberkirchenriates
steht ein Bischof, der vom Staatspräsidenten
aus drei von der Generalsynode vorge-
schlagenen Kandidaten gewählt wird. Wenn
dieser Plan Wirklichkeit würde, würde die evangelische
Kirche des Memel ebsiietes in die Gesamtkirche Litauens ein-
gegliedert sei-n; as würde einen n e u e n sch w e r e n

Eingriff in die autonomen Rechte des
Memellandes bedeuten.

Die Studentenschaft der Universität Hauen

Jnteressant sind die statistischen Angaben über — die
Zusammensetzung der Studentenschaft Li-
tauens. Litauen at eine Universität in Kauen.
Dort studierten im rühlingssemester dieses Jahres 3600

immatrikulierte Studenten. J h r e so z i c. l e h e r k u n f t:
geht aus den Berufsangaben für die Eltern der Studenten
hervor; von den Eltern waren 1595 Landwirte, 110Ges
werbetreibende, 407 Kaufleute, 451 Staatsbeamte, 69 Privat-
beamte, 420 Angehörige freier Berufe, 65 Kapitalrentner,
s136 Arbeiter, 48 Pensionäre, 48 Unterstützungsempfänger-,
der Rest ohne Berufsanga«be. Bon den Studenten waren

der Staatsangehärigkeit nach 3555 Litauerz
6 Lettländer, 1 Estlänsder, 8 Amerikaner, 1 Nansenpaß-
inhaber, 28 Stasatenlose, 8 ohne Angaben. Die Statistik
der S p r a ch kenntnisse ergibt folgendes Bild:
D e u t s ch 2 2 8 2, Russsisch1745, Polnisch 826, Englisch 581,
Französisch 524, Lateinisch 474, hebräisch 456, Jiddisch 392,
Lettsisch127, Griechisch 52, Esperanto 51, Jtalienisch 16,
Tschechisch15, Weißrussisch11, Estnisch 4, Fläiniifch und

Spanisch je 3, Danisch, Ukrainisch, Slowakisch und Ungarisch
1e»1.Es zeigt sich also, daß Deutsch die weitaus ain

haufigsten gesprochene Freindspraigeder an

der Universität iminatrikulierten Studenten ist. s folgt in
erheblichem Abstand dsie russische Sprache, dann in weitem
Abstand das Polnische unsd dann erst wiederum in beträcht-
lichem Abstand das Ensglische und Französische, die bei-den
Sprachen, die jetzt anden höheren Schulen des Lan-des als
erste Fremdsprachen eingeführt worden sind.

nordische Politik
Arme aus, osbzwar es durch diese oder jene Bedenken vor-

,erst noch zurückgehaltenwird.« Koskowski verweist-dann auf
die Neigung der baltischen und skandinavischen
Staaten , ihre Politik miteinander und mit derjenigen
Deutschlands allmählich in Uebereinstimimung zu bringen-.
»Die drei skandinavischen Staaten haben doch gegenwärtig
sozialistische Regierungen. -Nun, dieser Sozialismus hat sie
Inicht im geringsten daran gehindert, ein e an t if-
russische und zugleich germanophile und
den englischen Weisungen gehorchende
Politik zu treiben. Wir stehen«, heißt es dann weiter-
»ein-er immer bestimmter sich entwickelnden ·no-rdischen
Solidarität gegenüber, die vorerst einen antirussischen Cha-
rakter annimmt, im Grunde aber der slawischen Weltfeind-
lich ist und auch einen antilateinischen Charakter besitzt.Jm
16. Jahrhundert hatte diese Opposition eine religiose Form
angenommen und den Protestantismus erzeugt. Jhre gegen-
wärtige Form ist der ,Rassismus« . . . Die Rassen-

wirkliclzkeitengewinnen die Oberhand. Nicht
nur, daß er skandinavische Sozialismus diese Entwicklung
nicht hemmt, er scheint sie vielmehr zu schüren. Jedenfalls
denkt er nicht daran, die Rassen-doktrin auf dem Altar der
internationalen Versippungen sozialer Färbun zu opfern.·
Das ist eine belehrende Geschichte.« Zum Schlußaber
kommt bei Koskowski doch wieder die alte und unausrottbare
Angst vor den Deutschen zum Durchbruch, ein-e Angst, deren

krankhaften Charakter man nur mit den unieingestandenen
Seelenqusalen eines schlechtenGewissens zu erklären vermag:
Koskowski verweist nämlich darauf, daß ,,an der Ostsee der
.,R-as-sismus«den nordischeanteressen zu dienen habe, un«d
die werden zu 95 v.h. durch die Deutschen reprasentieri ·
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15 Jahre nach der oftpreußischen Abstimmung
Der nationaldemokratische ,,l(urjer Lwowski« brachte

zum 15. Jahrestage der Volksabstimmung in Ost- unid West-
preußen einen Gedenkartikel, der nach Jnhalt und Ton nicht
erkennen läßt, daß die Nachricht vom Abschluß eines Ge-

waltverzichtspaktes und verschiedener anderer Abkommen

über die Befriedng der Beziehung-en zwischen Deutschland
und Polen schon bis Lemberg durchgesickert ig.

Wieder

einmal wird in diesem Artikel das eindeutige ekenntnis,
das die Bevölkerung der Abstimsmungsgebiete im Jahre 1920

I Deutschland abgelegt hat, bemerkert und bezweifelt.
jeder einmal werden Besitzansprüche auf dieses Land er-

hoben, das vor 15 Jahren dem polnischen Staat und dem

polnischen Volk eine durchaus unmißverständliche Absage
erteilt hat und auch jederzeit bereit wäre, sein damaliges
Votum mit derselben Eindeutigkeit zu wiederholen.

« Der

-»I(urjer Lwowski« schrieb am 13. Juli U. a.:

»Diese Niederlage vernichtete nicht unsere jahrhunderte-
alten Rechte. Wir haben uns ism Gegenteil aus zahlreichen
ermländisch-masuri-schenTagungen, deren Zeugen wir in

Soldau und Thorn waren, davon überzeugt, daß wir auf
dies Gebiet sowohl ein historisches als auch esthnographifches
Recht haben (?!). Nach diesem großen Betrugsmanöver (!)
erwachten der Ermländer und der Masure, und sie stellten
fest, daß der ,Saisonst-a-at«an Macht wächst,daß das Vaters-
land (!) seine hand nach seinen Söhnen (!) ausstreckt, die

man nicht zurückftoßen darf. Nach der Volksabstimmung
arbeiteten die Deutschen einen Plan für die Beackerung
dieses Gebietes aus. Die Garnisonen wurden verstärkt, die

Verwaltung wurde erweitert, jeder Morgen Landes wurde

kolonifiert, es wurden Autostraßen, Eisenlbahnen gebaut, die

polnischen Organisationen wurden vernichtet, es wurden

zahlreiche Denkmäler errichtet, die von den Taten des

preußischen Terrors Zeu nis ablegen sollten, der ein

würdiger Nachfolger der , itt-er« von Marienburg war.

Wir haben im Jahre 1920 eine Niederlage
erlitten, aber unser völkischer Gedanke
und unser völkisches Gewissen kehren
ständig zurück zu diesen Wegen Boleflaw
E h r o b r y s, die durch viele König-e,·angefangen mit Ka-

zimierz Jagiellonczyk unsd endigend mit Sobieski, erbaut

worden find; wir werden unter allen Umstän-

den dorthin zurückkehren. Ein verlorenes Spiel
msacht uns nicht mutlos, sondern befiehlt uns, nach der

Untersuchung der Gründe für die Niederlage unser Augen-
mierk auf die Gebiete zu lenken, die am Fuße der Marien-

burg, bei Elbing, an der Passarge, bei Mohrungen liegen.
Polen hatdie ermländisch-masurische Volks-

abstimmung nicht anerkannt und beim Völker-

bund Protest erhob-en, der b i s h e r nicht erledigt wurde
Die Seite unserer tausendjährigen Geschichte wurde noch
nicht bis zum letzten Buchstaben g-eschrieben.«

Neben anderen Blätter-n beschäfti te sich auch der

»Wars«Zawski Dziennjk Narodowy« am 11.g«ssulimit der Volks-

abstiminung in Ost- und Westpreußen. Nur im Kreise
Stuhm, schrieb das Blatt, habe Polen einen kleinen Erfolg
errungen; dort hätten 22 Dörfer für Polen gestimmt, im

Ermland dagegen von 583 Ortschaften nur 4 und von den
weiteren 275 Ortschaften in Westpreußen nur 5. Jn Ost-.
masuren seien für Polen überhaupt nur 95 Stimmen ab-

gegeben worden, denen 162 652 deutsche Stimmen gegen-

überstanden Das sei in Anbetracht des ethnographisch

MlnifchenCharakters (?!). dieses Gebietes ein »Beweis für
ißbräuchse«. Polen habe diesen Kampf um Ostpreußen

verloren. ,,Das«bedeutetakber nicht, daß das ein

Verlust für ewige Zeiten sein soll. Eine An-

gelegenheit, um die ein Volk seit tausend Jahren kämpft,
verliert man nicht durch einen einzigen Mißerfolg. D i e se r

Kampf wird zweifellos irgendeinmal in

der Zukunft wieder aufgenommen werden«,

schließt das Blatt.

Derartige Aeußerungen sind nicht mißzuverstehen. Und

sie wer-den, wo fie in Deutschland gehört werden, auch
richtig verstanden. Man sage nicht, daß es sich bei den

erwähnten Artikeln ja nur um die Meinungen opposi-
tioneller Zeitungen handle, die auf die Führung der

politischen Geschäfte ja doch keinen Einfluß ausüben können.

Denn erstens ist es noch gar nicht sicher, ob das Ne ierungs-
lager in Polen gegen derartige national-demokrati che Mei-

nungen hinreichend imsmun ist; und zweitens ist die Tatsache,
daß es in Polen heute noch möglich ist, daß in der Presse
eine nur schlecht verhüllte Grenzrevisionspropagianda ge-
trieben werden dars, einigermaßen verdächtig.

Oftland-Chronik
Der Ausbau Groß-Gdingen-

Nachdem der Gdingener h a f e n im wesentlichen fertig-
.gestellt ist und nur noch durch den Bau eines dem Passagier-
verkehr dienenden Beckens und eines holzhafens ergänzt
"wir-d,wirdder beschleunigte Ausbau derStadt
G d i n e n nach einem Ende 1934 vom polnischen Minister-
rat au gestellten F ü n f j a h r e s p la n in Angriff ge-
nommen. Jn Durchführung dieses Planes soll Gdingen
alle die kommunalen Einrichtungen, Industrie- und handels-
unternehmungen erhalten, deren eine hafenstadt bedarf-
Zunächst soll vor allem das ftädtifcheS t r a ß e n n etz, das

bisher-noch viel zu wünschen übrig läßt, aus-gebaut werden.

Vorgesehen ist ferner der Bau eines Rathauses, eines

Schlachthauses, eiines Krankenhauses, eines Theaters, der
Bau von Schulen, Säuglingss und sonsti en heimen sowie
einer Markthalle. Jm ganzen sind für dieseBauten 25 Mill.

Zloty angesetzt worden, eine Summe, die zur Durchführung
sdes Programms freilich bei weitem nicht ausreicht, da der
Bau von 90 000 qm Straßenfläche allein schon etwa 25 Mill.

Zloty erfordert. Ueberdies ist man sich auch noch nicht im
klaren darüber, auf welche Weise die Mittel aufgebracht
werden können. Die Stadt Gdingen kann die Kosten ihres
Ausbaues keinesfalls selber tragen; sie ist auch nicht in der

Lage, «die·inVorschlag gebrachten Anleihen zu verzinsen-
Auf die eisne oder andere Art wird also der Staat ein-

springen müssen. Man rechnet auf polnischer Seite mit
einem weiteren raschen Anwachsen der Einwohnerzahl
Gdingens. Schon bisher ist diese Zahl in einem eradezu
,,amerikanischen Tempo« gestiegen. Sie hat nach en Be-

rechnsungen des Gdin ener Regierungskommisfars am

1. Juni d. Js· 53192 erfonen betragen, einschließlichder
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fast 70 000 Personen betragen.

nur vorübergehend angemeldeten Personen und der Aus-

länder annähernd 60 000 Personen. Wenn demnächst,wie
beabsichtigt, die Ortschaften Adlershorst und Klein-Katz ein-

gemeindet werden, wir-d die Einwohnerzahl Groß-Gdingens
Bis um Jahre 1940 hofft

man auf olnischer Seite durch den usbasu der Industrie
und die "entralisierung des polnischen Ueberseehandels in

Gdingen dessen Einwohnerzahl auf 120 000, vielleicht sogar
auf 150 000 Personen heraufschrauben zu können.

Wieder Ausschreitungen gegen Deutsche in pommerellen
Jn Eigershütte in Pommerellen ist es bei einer

Versammlung der Jungdeutschen Partei zu blutigen Zu-
fammsenftößen gekommen. Jn einem Lokal hatt-en fich etwa

hundert Mitglieder- der Jungdeutschen Partei zu ein-er Ver-

sammlung zusammengefun-den. Der Versammlung wohnten
zwei polnische Wachtmeister bei, die auch vorher dafür Sorge
getragen hatten, daß die Deutschen ihre Stöcke ablegten.
Plötzlich drang ein polnischer Stoßtrupp in den
Saal. Die Polen ließen wüste Schimpfkanonaden isn

polnischer Sprache auf die Deutschen los und fangen ein

polnisches Lied. Danach versuchten sie, ihre Beleidigungen
zu ver-deutschen und sprachen von ,,Brunnenvergiftung«.Der

Ortsgruppenleiter forderte die Wachtmeister auf, die Ruhe
wiederher uftellen. Die Anwort hierauf war ein no

lauteres chreien und Toben der Polen. Als die Deutschen
Anstalten machten, nach hause zu geben« rotteten sich die

Polen zusammen und stürzten dann mit Knüppeln,
Totschlägern und Messern auf sie los. Die Deut-

schen versuchten, soweit es noch möglich war, wieder in den

Besitz ihrer Stöcke zu gelangen, um sich wenigstens not-



dürftig zur Wehr seßen zu können. Die Ueber-macht jedoch
war zu groß. inige der Deuts en trugen
schwere Stichverletzungen am opfe ldavon-,
Mdeke Waren iv zusammen eschlagen, daß sie abtrans-

ortiert wer-den mußten Der ansdesleiter der Jungdeutschen
Hart-eiforderte die Wachtmseister auf, die Vorfälle zu
Protokoll zu nehmen« Die Wachtmerster beschrankten sich
darauf, die Deuts n, die sich furWehr gesetzt hatten, auf-

Ufchreiben und acb ühren zu las entt Die anderen Deutschen,
s ie verlangten, daggdie

An reifer bestraft wurden, wurden

auf Befehl der achtmei ter mit Gewalt auseinander-

getrieben.

Die Afa ftlmt in Polen
Ein ,,geistreicher«Mann schrieb kürzlich im Krakauer

,,11ustrowany Kurier codzienny«, Kopemikus fci gewls ek-

maßen der erste Vorläufer der Filsmleute·gewesen
er

Mann hat sich den Zusammenhang anscheinendolgender-
maßeii geda t: Die Filmleute ,,drehen »und Kopernikus
hat gesagt: » nd sie bewegt sich doch-'sLeider war es »aber
Galilei, der das gesagt hat. Der Vergleichstammt aus einem
Bericht des Krakaiier »l(iirjer« uber eine Filmex edi-.

-tion der Ufa, die ge enwärti in olen
a rb eite t, usm dort Städte, ansdschaft un Menschensur
einen Kiilturfilm über olen aufzunehmen ie Arbeit

dieser Expedition hat in rakau, dem (großenteilsdeutschen)
»Museum Polens", be onnen. Es ist zu begrüßen,daß diese
und andere Stätten, ie zahlreiche Zeugen alter deutcher
Kulturschöpfung bergen, auch der breiten deutschenOe ent-

-lichkeit einmal in lebendiger Bildfolge zuganglich gemacht
wenden sollen. Die Filmleute der Ufa sind standig von

polnsifchen Wissenschaftlern und Volkskundlern begleitet. Es

ist daher angebracht, den Filimstreifen, ehe er der Oeffent-
slichkeit vor elegt wird. unsd vor allem seine Besprechung von

deutschen Sachverständigennoch einmal sorgfältig nach-
prüfen zu lassen.

«Pilsiidfki-Denkmalin äattowilz
Uelberall in Polen beschäftigt msan fich mit Den-Mass-

plänen für Marschall Pilsu-dski. Das rößte Denkmal, das

bereits im Entste en begriffen ist, ste t der Pil udskis
h u g el asiif dem owiniec bei Krakau dar. Auch arschau,
Wilna und andere Städte wollen ihre imposanten Pilsudskis
Denkmäler haben, so auch Kattowitz. Wie Dr. Gra-

zin ski mitteilte, soll das Denkmal für den Marschall zu-

gleich den schlesifchen Aufständen gewidmet
sein, und zwar soll es das erst-e hochkünstlerischeAufstansds-
denkinal in der Wojewodschaft werden, da die bisher in

verschiedenen Städten errichteten Aufstandsdenkinsälerlkünsb
lerischen Anforderungen nicht genügen. Als Platz fur das

Denkmal ist dsie große Grünanlage am Woiewodschafw
ebäude zwischen diesem und dem geplanten Gebaude des

ojewosdschaftsmuseums ausersehen. Zur Gewinnung von

Entwiirfen wivd ein öffentlicher Wettbewerb ausgefchrieben
werden. Man rechnet damit, daß die Kosten des Denkmals

sich auf rund 400 000 Zloty belaufen werden. Der Denkmalss

platz soll nach einem Wortdes Wojewoden gewissermaßen
die ,,Akropolis von Kattowitz« werden, Aus den bisherigen
Sanimlungen stehen 30 000 Zloth zur Verfügung. Von der

Industrie sinsd 50 000 Zloty in Aussicht Bestellt
Die übrigen

Mittel sollen teils aus Geldern der ojewodschaft, teils

Durchöffentliche Sammlungen aufgebracht wer-den. Da es

ich Um ein Denkmal handeln soll, das gleichzeitig für
Iliudfki und die polnischen Ausständischen gelten soll,

blsauchtman um eine passende Inschrift nicht verlegen zu
tem. Geeignet wäre z. B. das bekannte Wort: «Ober-
ischlesien wollt Ihr? Dasiftdocheineuralte
deutsche Koloniel«

Ehrenmal für die Freikorpskämpfer.
Am Annabetg ist dek Freiwiuige Anbeitsdienst

dabei, einen Fhingplatz zu schaffen, der einer der schönsten

derartigen Platze im Reiche sein wird. Eine natürliche

Felskulisse schließtden Platz ab« Als Krönung dieser Fels-
wand wird einEhrenmalfurdieGesallenender
F r e i k o r p s entstehen Der vom Propagandaministerium
bereits genehmigte Entwurf stammt von dem Münchener
Architekten Robert Tis chler. Durch einen schmalen Ein-

gang
wird man einen Wandelgangbetreten, der durch

uten ab und zu einen Blick ins Freie gibt und zu einer

Ehren-halte führt, die durch eine Oeffnung in der mosaik-
verzierten Kuppel erhellt wird. Die schlichte Ausstattung der

halle wird in einem silbernen Kranz und in zwölf Tonnen-

nischen bestehen, in denen sich auf Schiefernplatten, in Blei

ausgelegt, die Wappen der deutschen Landsmannschaften
befinden. Das Ehrenmal für die gefallenen Freikorps-
kampser wird durch den Volks-bund Deutsche
Kriegsgräberfürsorge erbaut. Die Mittel sollen

durcheine Straßensammlungdes Volkesbundes aufgebracht
wer en.

Polnische Feststellung zur deutschen Bevölkerungspolilik
Der ,,llustrowany Kurier codzienny« befa t fich in einem

Leitartikel mit der »bevölkerungspolitischen evolution« in
Deutschland und betont, daß die nationalsoziali tische Revo-
lution nicht nur eine politischegewesen sei,

ondern das

ganze deutf Volk bis m seine tiefsten Tie en um ndelt

habe. Die unahmeder Geburten um 1 0 Pro-
ze nt sei eine in der Geschichte der zivilisierten Völker
einzigartige Erscheinungund w o hl sd i e wichtigste E r -

scheinun er Gegenwart überhaupt. Das

deutsche olk verjünge sich sowohl in kul-

turell-zivilisatori-scher hinsicht wie auch«.
in der Zusammensetzung seiner Bevölke-

run g , währen-d gleichzeitig die anderen westlichen Völker
Europas alterten Das Ethos des deutschen Volkes seine
Gesittusng und seine Psyche seien in kürzester Zeit völlig
gewandelt worden. Eine solche Wandlung könnten jedoch
nur geistige Bewegungen hervorrufen, die wie religiöse
Bewegungen wirkten. Da der Nationalsozialis-.
mus dies erreicht habe, fo sei ein Beweis dafür erbracht-
daß er eine sittlich-religiöse Bewegung dar-

ftelle und nicht nur eine politische, was man

bisher völlig übersehen habe.

Polsiiie Kaina

Die polnische Rundfunkgesellschaft »Polsl(ie Raajo« ist
Anfang Juli in den Besitz der polnischen Regierung über-
gegangen. Bisher befanden sich die Aktien fast durchweg
in den händen einer Gruppe von Privsatleuten, die Re-

gierung besaß nur wenige Aktien. Jetzt ist die R eg i e-

rung der alleinige Inhaber. Der bisherige
Generalidirektor des »Polslcie Radjo«, Ehamec, wird bis

zum Ablauf seines zweijähripen
Kontraktes die Geschäfte

weitergjhren
Seine Befugni se sind durch den Ein tritt

von ertretern der Regierung in die Direktion

wesentlich eingeschränktworden.
·

Deutsches Kriegsschiff besucht Gdingen
.Nachdem vor einiger Zeit zum ersten Male polnische

Kriegsschi fe, die beiden Zertörer »Wicher« und ,,Burza«,
den deu en Kriegshafen iel besucht haben, wird der

Kreuzer » önigsberg in der zweiten hälfte des Monats

August dem hafen Gdingen einen Gegenbesuch abstatten.
Die Offiziere des deutschen Kriegsschiffes werden, wie es

heißt, von Gdingen aus Warschau be uchen, wie auch die

polnischen Offiziere von Kiel aus die eichshasuptstadt auf-.
gesucht haben.

Trockenlegungsarbeiten am . Frischen Hoff
Der Ostwinkel des Frischen Haffs soll bis

zur Linie O st l o ch —- W o g e n a p eingedeichtwerden. Das

Gebiet, das zunächst asufgelandet werden soll, ist-300 hektar
groß. Die Auflansdung erfolgt in der Weise,daß-zuerst ein

Umfassungsdeich gebaut, dann das Binnenwasser durch
Schöpfwerke abgeleitet, eine Sandfchicht aufgetragen und

schließlich Baggerfchlick aufgespült wird. Jm Anschluß an

diese erste Verpolderung soll später der ganze Ostwinkel des

haffs bis nach Eadinenaufgelandetwerden. Jm

gasnzen wäre das eine Fläche von fast 600 F)ektar.

Das ist habsburgt
Der frühere E r z h e r z o g Alb r e cht erklärte kürzlich

in einer Ansprache vor ungarischen Stu«denten:·»Sollte
die aufgehetzte deutsche Minderheit ihre Verpflichtungen
gegenüber der iingarifchen Staatsidee vergessen, dann soll sie
lieber in das Reich zurückkehren Wer nicht Ungar
fein will, für den ist hier kein Platz!« Dieses

eßelegt
deutsche« Wort macht dem Erzhaus habsburg alle

e.
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Der deutsche landwirtschaftliche Vesitzstand
Es ist für die Oberflächlichkeit,mit sder in Polen die

Beschwerden der deutschen Volksgruppe nicht nur in den

oppositionellen Kreisen abgetan werden, bezeichnend, daß es

selbst das amtliche Organ der Regierung, die ,,Gazeta
Polska«, noch fertig bringt, einen Artikel ihres Posener
Korrespondenten aufzunehmen, in dem dieser journalistische
Säugling kurzweg die Richtigkeit der von deutscher Seite

gemachten Feststellung bestreitet, daß es der deutschen Volks-

gruppe in Posen-Pommerellen an Existenzmöglichkeiten und
an agrarischem Lebensraum fehlt, Und es ist für die Leicht-
läubigkeit, mit der auch im Regierungslager die deutsch-

eindlichen Thesen der nationaldemokratischen Opposition
aufgenommen und verbreitet werden, weiter bezeichnen-d,
daß der erwähnte Korrespondent des Regierungsorgans
sich auf höchst fragwürdige Feststellungen stützt, die

vor einiger Zeit im ,,l(urjer Poznanski« von einem ge-
wissen Dworzaczek aufgestellt wurden. Dieser. Dworzaczek
gab vor, eine Zunahme des deutschen Grundbesitzes in

Posen-Po-mmerellen während der letzten a tJahre uim

1·.5000 hektar beobachtet zu haben; und der orrespondent
der »Gazeta Polska« zieht daraus den Schluß, daß die

deutsche Volksgruppe keinen Anlaß hasbe, sich über

mangelnden Lebensraum zu beklagen·
·

Gegen diese leichtfertige Art, nationalpolitische« Pro-
bleme zu ,,lösen«,hat die Bromberger »DeutscheRundschau«
Stellung genommen. Sie weist zunächst darauf hin, daß die

deutsche Volksgruppe in Posen-Pommerellen zu etwa
80 v.h. irgendwie mit dem Lande verbunden sei, daß also
die Frage ihrer wirtschaftlichen Existenz eine Frage des

deutschen Grunsdbesitzes sei. Den fragwürdigen Zahl-en
Dworzaczeks stellt das Blatt dann die« zuverlässigen An-
gaben über die

Verringerungdes deutschen
landwirtschaftlichen esitzstandes währen-d
der letzten neun Jahre ge enüber. Danach hat sich dek.
deutsche Besitz in Posen- ommerellen allein durch die

A g r a r r e f o r m seit Bestehen des Agrarreformgesetzes
um mehr als 60 000 hektar Fläche verringert. Zu diesem
Verlust kommt eine Fläche von 11800 hektar hinzu, die
durch den Verkauf ganzer Güter entstanden ist, wobei es

sich zumeist um solche Güter handelt, die von ihren Befitzern
aufgegeben wurden, weil sie durch die üIbermäßige heran-
zisehung zur Agrarreform unwirtschaftlich geworden waren.

Dem-nach hat allein der deutsche Großgrundbessitz
im Laufe von neun Jahren nicht weniger
als 71 800 hektar Fläche verloren. hinzu
komsmt dann noch der in dieser Zeit aus deutscher in polnische
hansd übergegangene kleinere landwirtschaftliche Besitz. Die
verlorene bäuerliche Fläche wird man mit
etw a 1 0 000 h e ktar innerhalb der letzten neun Jahre
ansetzen können. ·Jnsgesasmt wäre das eine Fläche von etwa
82 000 hektar, also eine Fläche, »auf der« rund 5450 deutsche
Bauernfamilien oder rund 21000 deutsche Menschen Er-

krahrungsgrundlageuan Unterkommen hätten finden
onnen .

Diese Tatsachen scheinen dem Korrespondenten des
Warschauer Regierungsblattes entgangen zu sein. Erweiß
anscheinend noch nichts davon, wie sich in d e n d e u t s ch en
D ö r f e r n, vor allem des Netzegaues und sder Koschneiderei,-
eine U e b e r v ö l k e r un g mit all ihren sozial schädlichen

Folgenbemerkbarmacht, wie dort viel-en tausend deutschen
auernsohnen und -töchtern jede Möglichkeit fehlt, ihre
Kräfte voll zu verwerten, da ihnen von polnischer Seite der
Lebensraum verweigert und der Ausbau einer selbständigen
Existenz unmöglich gemacht wird. Es wäre wohl die Auf-
gasbe eines Korrespondenten des maßgebenden Regierungs-
blattes, sich über das sehr wichtige Problem der deutschen
Raumnot in Posen-Pommerellen ernstlich Gedanken zu
machen und sich nicht darauf zu beschränken, das wieder-
zukäuen, was ihm von der nationaldemokratischen Kon-

kurrenz bereits vorgekaut worden ist.

Deutschlands Handel mit Ofteurova
Seit dem Jahre 1931 befand sich der deutsche Außen-

handel mit den osteuropäischen Staaten (Sowjetrußslansd,
Polen, Danzig, Finnlansd, Estland, Lettland usnd Litauen)
in ständigem Rückgang Jetzt ist im I. Vierteljahr
1935 zum ersten Male wieder eine Wen-dung eingetreten.
Allerdings ist diese Wendung fü r d i e G e st a l tu n g d e r

deutschen handelssbilanz mit den Oststaaten
durchaus nicht günstig. Denn währen-d die Ein-.
fuhr Deutschlands aus diesen Staaten tm Vergleich zum
Vorjahre g est i e g e n ist, ist die dewtsche A u s fuhr
dorthin z u r ü ck g e g a n g e n. Der Gesamtumsfatz Deutsch-
lands mit den Oststaaten hat im 1. Vierteljahr 1934
122,9 Mill. JMZ betragen, in derselben Zeit 1935 138,6
Mill. JMN er ist also um 12,8 Prozent gestiegen.

Die deutsche Einfuhr aus den Oststaaten
hat in der Berichtszeit 1935 95,5 Mill. Wust (1934:"
73,7 Mill. Mir-0- betriagen. Sie hat also um 29,4 Prozent
zugenommen. Die deutsche A u s fuhr nach den Oftstaaten
hat in den ersten drei Monaten 1935 43,2 Mill. EIN-, in

derselben Zeit des Vorjahres dagegen noch 49,2 Mill. JIML
betragen; sie ist also um 12,2 Prozent gesunken. An der Zu-
bzw. Abnahme der deutschen Ein- und Ausfuhr sind die

einzelnen Ostftaaten in ganz verschiedenem Ma e beteiligt.
Jn der Zusammensetzung des deut chen Ost-
europahandels sind gebietsmäßig wesent-
slcche Verschiebungen eingetreten. Jm
Einzelnen hat sich der deutsche Osthandel wie fol t entwickelt:

,

Es betrug die deutsche Einfuhr (E) bzw. ie deutsche
Ausfuhr (A) in den Monaten Januar-März (in Mill. JZJO

Defmtit im minnt-

den schönen deutsche-sogen-!
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..-.betragen.

151933 1934 1935 A 1933t1934 1935

Sowsetrußland 40,4 38,7 56,0 89,0 21,0 9,2
Bote-« . . . . . 13,7 16,2 17,8 14,5 7,5 9,9
Danzig . . . . . 4,1 3,8 3,6 16,2 3,1 3,5
Finnland. . . . 6,8 4,4 6,7 7,9 7,5 9,1
Estland. . . . . 0,8 1,7 2,1 1,7 1,6 2,0
Lettland . . . . 3,0 4,1 8,0 4,2 4,7 7,6
Litauen. . . . . 4,5 » 4,9 1,3 5,1 3,8 1,9

Osteuropa . . . 73,3 73,8 s 95,5 138,6 49,2 43,2

Der deutsche Außenhandel mit S o w j et r u ß l a in d hat
im«Ver-gleich zum Vorjashre in Ein- und Ausfuhr eine sehr
verschiedenartige Entwicklung durchgemacht: Während die

Ein-fuhr gestiegen ist, ist die Ausfuhr auf ein Minimum

zusammengeschmsolzen Der deutsche handel mit P o l en ist
sowohl in der Ein- wie in der Ausfuhr wieder im Steigen
begriffen. Dasselbe ist der Fall beim deutschen handel mit
Finnland, Estland und Lettland. Besonders
auffällig ist das Vordringen Lettlands im deutschen Ost-
europahan-del. Während die deutsche Einfuhr aus Lettland
im 1. Viertel dieses Jahres sich im Vergleich zusm entsprechen-
den Zeitraum des Vorjahres usm 93,8 Prozent und die

deutsche Ausfuhr dorthin um 61,7 Prozent vermehrt hat, ist
die Einfuhr aus Litauen in der gleichen Zeit um etwa drei
Viertel und die Ausfuhr dorthin um die hälfte gesunken.
Die handelsbilanz ist für Deutschland im

Verkehr mit den osteuropäischen Staaten
sta rk p a ssiv. Einer deutschen Einfuhr aus diesen
Ländern im 1. Viertel dieses Jahres in hohe von

95,5 Mill. JMØ steht nur eine Ausfuhr in hohe von

43,2 Mill. JMC gegenüber. Aktiv ist die handelsbilanz
für Deutschl-and nur im Verkehr mit Finnland und Litauem
Der Anteil Osteuropas an der deutschen Ge-
samtein f uhr hat im 1. Viertel d. Js. 8,6 Prozent und
der Anteil ander gesamten deutschen Ausfuhr 4,5 Prozent
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—Meister.

Ostpreußensztoiederohne Arbeitslose
Oftpkeußen hatte E n d e J u n i snur noch 6857 Arbeits-

lose. B«on·1000 Einwohnersn waren im Durchschnitt der
Pkovlllz Z, selbst in Königsberg nur 6 arbeitslos. Das ist
weniger, als nach den Erfahrungen der ··letztenJahre er-

wartet werden durfte. Den-n es muß beructsichtigt werden,
daß ein Teil der Arbeitslosen wegen ihres Alters, körper-
licher Gebrechen, Krankheiten oder auch wegen ihrer mangel-
haften Berufsausbildung zu der von der Wirtschaft ge-

forderten Arbeitsleistung nicht imstande ist und deshalb auch
bei normaler Wirtschaftslage kein-e Arsbeitsstellen finden
kann. Die uiedrige Arbeitslosenzahl läßt darauf schließen
(un-d die Meldungen der Arbeitsämter bestätigen es), daß
eine nicht unerhsebliche Zahl dieser vermindert Erwerbs-

fähigen infolge des starken Arbeitsbedarfs der Wirtschaft
jetzt Arbeit gefunden hat. Arbeitsfähige,die durch
B e e n d i g u n g von Arbeiten arbeitslos

werden, finden fastausnahmslos in kurzer
Zeit wieder Arbeit. Die Provinz hat aber nicht nur

ihr-e eigenen Arbeitskräfte beschäftigt, sie hat auch nicht un-

wesentlich zur Entlastung anderer Wirtschaftsgebiete des

Reiches beigetragen. ,
»

-18-000 «-Landhelfer, 2800 andere jugendliche Landarbeiter
und· mehr als 3000 sonstige Arbeitskräfte, im ganzen
24000 Arbeiter aus andere-n Reichsstellen
habenssbiszumMonat Juni in Ostpreußen
Asr b e it e r h a l t e n. Der Bedarf dauert weiter an. Wensn

trotzdem noch 7800 Arbeitsuchende Ende Juni· als Not-

ft a n d s a r b e i te r tätig waren, so liegt das einmal daran,
daß als Notstandsarbeiten jetzt fast ausschließlich nur noch
Arbeiten ausgeführt wer-den, die entweder aus Grün-den

des Verkehrs oder der Bodenverbesserung unbedingt not-

wendig sind. Die Abberufung der bei ihnen beschäftigten
Notstandsarbeiter würde die Einstellung der Arbeiten nach
sich ziehen, weil sie ohne Zufchiisse der wsertschaffenden
Arbeitslosenfürsorge nicht zu finanzieren sind und der Pro-
vinz die Möglichkeit nehmen, zur Entlastung anderer
Gebiete mit größerer Arbeitslosigkeitbeizutragen. Die von

der Wirtschaft am dringendsten enötigten Arbeitskräfte —

gewerbliche Facharbeiter und jugendliche helfer in der Land-

wirtschaft .—,sind außerdem unter den oftpreußischenNot-

ftandsarbeitern nicht mehr vlorhanden
Der planmäßige Abwehrkam f?gegen die Arbeitslosig-

keit setzte in Ostpreußenvor zwei ahren ein. Am 30. Juni
1933 itvurde zum letzten Male diehohe Zahl von 75 000

Arbeitslosen festgestellt. Jn knapp zwei Monaten Rlang
es

dann, diese Arbeitslosen bis auf einen geringen est von

Arbeitsunfähigen und Arbeitsunwilligen in Arbeit zu

bringen. Ende August 1933 standen-rund 54000 in Not-

standsarbeit. Es mußte erwartet werden, daß der durch die
künstlicheArbeitsbefchaffung gegebene Auftriesb allmahlich

«7Vuchbesorechungen
«

Der· deutsche Ordensslaal.»Gestalten »

seiner großen
.

Von Erisch Miafchke. hansseatische Verlags-
anftalt, haniburg 1935. 126 Seiten. Preis kart. 3,60 Muth
Leinen 4,80 JZJL — Erich Maschke hat es verstanden, die
Idee des Ordens für die Gegenwart lebendig und fruchtbar
ZU Mathem »Was in unserer Zeit nach Gestaltung drängt,
iftdem Wesen und Werk jenes Ordens der Deutschen aufs
Flessteverwandt« Wie schon die Geburtsftunde des Ordens
M Das Schlckfal des Reiches verflochten war, so ist der Weg,
IVM OFgegangen ist, immer wieder in den Weg der deutfchen
Geschichte gemundet Die Jdee, auf der der Orden aufgebaut
war. die Jdee der Gemeinschaft des Abendlandes, der Gemein-

samkeit von Kaisertum und Papfttum, lag, als er entstand,
fchon im Sterben. ,Wenn er trotzdem drei Jahrhunderte einer

.glan?vollenGeschichteerlebt und·n-icht-.dasSchicksalder andeer
eift ichen,Ritterorden geteilthat, so.»de»shalb—,weil«er als

vlansisator stets den susamtnenshanmit dem deutfchen
Bollstum behielt, und weil die ben iktinische Pflicht des

in der Arbeit am Staate zu einem neuen,

höheren Ethos der Pflichterfüllung durchdrang· —Maschke
hat die entscheidenden Etappen der Entwicklun des Ordens

in den Gestalten seiner großen Meister geschiedertQHer-·

zu einer Belebung der freien Wirtschaft führen
würde. Diese ho fnungen sind bis jetzt in vollem Maß-e
erfüllt worden. m März 1934 waren noch· 46 600, im
Juni 1934 nur noch 23 600 Notstandsarbeiterplätze not-

wendig, um die arbeitsfähigen und arbeitswilligen Arbeit-

suchensden in Arbeit zu bringen; die jetzt verbliebenen 7800

Notftandsarbeiter werd-en durch die dreifach-e Zahl der aus

anderen Reichsteilen herangeholten Arbeitskräfte mehr als
aufgeswogen."

Einen entscheidenden Anteil an der giinsti en »Ent-,
wicklung der letzten Monate hat die planmäßige För d e--

rung des privaten Wohnungs- und des
Kleinsiedlungsbaus, deren Finanzierung durch
die Zunahme der Spareinlagen ermöglicht wurde. Alle

arbeitsfähigen Baufacharbeiter sind daher isn Ostpreußen in

Beschäftigung, und mehr als 1500 mußten schon bis Ende
Juni aus anderen Bezirken herangeholt werden. Auch in
anderen Berufsgruppen besteht ein, wenn auch zahlenmäßig
nicht so start ins Gewicht fallender Mangel an Fachkräften.-
Bis auf 2400nur beschränkt verwendbare, sind die 38 000
Fachsarbeiter der gewerblichen Berufe, dic im Juni «19,33··
arbeitslos waren, in diesem Jahre in Arbeit-, Bor seinen-i
Jahr hatten noch rund 14 000 keine Berufsarbeihv fondersn

mqutenmit No tandsarbeiten beschäftigtwerden. Banden
10 00 landwirtchaftlichen Freiarbeitern,. die ; Ende Juni
1933 ohne Arbeit.waren, find jetzt nur noch 2431 in der

Fürsorge der Arbeitsämter, auch sie zum großen Teile wenig
verwendungsfähig Ein Bruchteil führt Notstansdsarbeit
aus, weil Berufsarbseit in der Nähedes Wohnorts nicht
vorhanden und die Vermittlung in auswärtige Arbeits-

gellenaus persönlichen Gründen nicht möglich ist. Der

edarf der Landwirtschaft an Arbeits-

kräften ·ist trotz der großen Zahl der aus anderen Be-

Zrkenherangeholten Landhelfer und der zunehmenden
ermittlung auswärtiger Landarbeiterfamilien n o ch

immer nicht gedeckt.
Erfreuli rweise hat auch die Arbeitslosigkeit

der Angse tellten, die in früheren Jahren ganz be-

sonders hoch war, in dem gleichen Maße wie in den übrigen
.-Berufsgrupp·en abgenommen. Bis zum Jahre 1935 konnten

von. den 9700 im Jahre vorher aribeitslosgewsesenen ,
»n-

gestellten 6000 in Berufsarbeit gebracht werden. Jetzt suchen
nur noch 2400 berufliche Beschäftigung Leider werden

viele von ihnen wegen mangelnder Berufskenntnisse oder

geringer Arbeitsfä igkeit selbst bei noch großerem Bedarf
nur unter großen chwierigkeiten ein Unterkommen finden.
Jüngere Kräfte unter 35 Jahren melden sich nur vereinzelt
und dann nur für kurze Zeit als Arbeitsuchesnde. Die noch
vorhandenen älteren Kräfte sind teils erwerbs«beschränkt,
teils nicht genügend vorgebildet.

mann von Salza, einer der größten Stasa«tsmiinne"r'
der ftaufischen Zeit, gab dem Orden die geschichtliche
Wendung nach Osten. Er hatte es als seine Lebensaufgabe
betrachtet, den Bruch zwischen Kaiser und Papt zu uber-

briicken. Er starb an dem Tage, an dem der aiser vom

Papst in den Bann getan wurde, und damit sein Leben

finnlos geworden war. Aber zugleich hatte er die Kräfte
des Reiches, das asm Süden scheitern sollt-e, m die Richtung-
einer -neuen, fruchtbareren und erfolgreicheren Leistung-
gelenkt, indem er den Grund zu der Staatsschöpfung des

Ordens gelegt hatte. Luther von Braunschweig
verkörpert die großartige kolonisatorische Leistung des

Ordens. Jn Winrich von Kniprode erreichte dieser
den Gipfel äußerer Macht und glänzender Gestaltuiigskrast,

-die- Reife «-de-s-..Spätsommers, die schon . die Stürme des
herbstes und das Sterben des Winters vorausahnen lä t,
ein S ickfal, das bei Tannen-berg seinen Anfang nahm. n

diese eit ragt die Gestalt heinrichs von Plauen
hinein, des einzigen Ordensmeisters, dessen Leben und Arbeit

im EPUS der Ordensgeschichte eine dramatische Steigerung
uind eine traglfkhe Berwicklung darstellt:- Er- verstieß egen

dieRegetidesDrddnsftnnsdas zu retten, was-die an ren
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noch nicht als das Bleibende der Drdensleistung zu erkennen
vermochten: den Staat. Woran er gescheitert war, das setzte
Albrecht von Brandenburg in die Tat um, indem
er den Orden aufgab und den Staat erhielt. ,,Nach Keimen
und Blühen, Reisen und Frucht war

Lür
den Ordensstsaat

Preußen der Tod gekommen. Neues eben trat an seine
Stelle. Der preußische Name, den herzosg Albrecht gerettet
hatte, sollte auch in kommenden Epochen erstrahlen üxber der
immer gegebenen und nie verlorenen Sendung des deutschen
Volkes im Osten!« Di-. l(.

Die letzte Ironi. Geschicht-e der Eisernen Division im
Baltikum 1919. Von Maior a. D. Joses Bischofs. Buch-
und Tiefdruck G.m.b..f)., Berlin SW19 1935. 270 Seiten
mit mehreren Kartenskizz-en. — Noch heute wird in Deutsch-
land und vor allem im Ausland vielfach den schlimmsten
Greuelmärchen über die ,,Baltikumer« und namentlich über
die Eiserne Division des Majors Bischofs Glauben geschenkt«
Das Buch des Grafen v. d. Goltz »Meine Sendung in Finn-
land und im Baltikum« erschien zu einer Zeit, in der es

nicht durchzudringen und irrige und böswillige Meinungen
nicht zu zerstreuen vermochte. Als Deutschland sich in den

Krämpfen der Novemberrevolte wand, als es die Bürger-
lichen sehr eilig hatten, sich aus den ihrer Person ungefähr-
lichen ,,Boden der Tatsachen« zu stellen, in dieser Zeit
unternahmen im Baltikum deutsche Soldaten den letzten
Versuch, eine Bresche in den Ring der Staaten zu schlagen,
der nach dem Willen der Entente um Deutschland gelegt
werden sollte. Wenn sie ihr Ziel nicht erreichten, so sind
ihre Blutopfer schließlichdoch nicht vergebens gewesen. Sie
haben mitgeholfen, dem neuen Deutschland den Weg zum
Siege zu bahnen. Bischofs schildert die militärischen
Leistungen der Eisernen Division und die politischen Ideen
ihrer Führung, das tragische Geschick der letzten Front, die
Lettland und mittelbar auch Estland von der Bolschewiken-
herrschaft befreite, die gegen die von der Entente aus-

gehaltenen Letten vorgehen mußte, die von den Engländern
gehetzt und bedrängt und schließlich von der eigenen Re-

ierung abgewürgt wurde. »Wenn es den Wert des Dienstes
FürDeutschland ausmacht, daß er hart ist, so braucht die

letzte Front keinen Vergleich zu scheuen.«
·

Sie hat ihre
Pflicht erfüllt zu einer Zeit, als Pflichterfüllung nur hohn
und Verleumdung einbrachte. Bischosfs Buch enthält ein

wessncthliches
Stück deutscher und osteuropäischer Nachkriegs-

ge i te.

Politische Ulanen. Kriegserinnerungen von Richard
Boleslawski. Propyläenverlag, Berlin 1935. Aus dem

Englischen übersetzt von Paul Fahr. 325 Seiten. Preis
brosch. 3,80..72-«-;6,Leinen 4,80 Hin-ji« — Boleslawski erzählt
die Kriegserlebnisse des Regimentes Polnische Ulanen. Zu
diesem Regiment gehörten etwa zweihundert Polen, ein

winzig kleiner Truppenteil im Riesenleib des russischen
..f)eeres. Der Erlebnisbericht setzt dort ein, wo sich das

russische heer aufzulösen begann, usm dann vollends im
Chaos »der Revolution zu zerbröckeln. Die russische Re-
volution

gingd
die Polen, die im Vertrauen auf das

Versprechen es Großfürsten Nikolai Nikolajewitsch im
russischen heer für die Freiheit Polens «kämpften,nichts an.

Jm allgemeinen Zusammenerch schließen sich die pol-
nischen Ulanen um so enger zusammen. Noch einmal
stehen sie, als Kereniski zur letzten Osfensive aufruft, für eine
verlorene Sache an der Front ihren Mann. Dann schlagen
sie sich, als »Weiße« von der roten Meute gehetzt- Ficke
Wochen und Monate lang, durch die Front der Mittelmachte
von ihrer heimat abgeschnitten, durch das in Blut und Auf-»
ruhr erstickende Land, bis sie, keine Möglichkeit eines Ent-
kommens mehr sehend, zum letzten Appell antreten, sich als

Truppe auflösen und einzeln, als vagabunidierensde Soldaten
g-etarnt, ihren Verfolgern zu entkommen und nach Polen
zu gelangenversuchen· Mit Spannung verfol t man diesen
Erlebnis ericht einer Truppe, die zwar kämp te und starb,
aber im Grunde inmitten des großen Geschehens einer

weltgeschichtlichen Auseinandersetzung doch nur Zuschauer
war. Die Auslösung des russischen heeres, die Kerenski-
offensive, die bolschewistische Revolution usw. werden im
Schicksal der polnischen Ulanen lebendig. Wie immer, wenn

Soldaten ihre Erlebnisse schildern, stehen bitterer Ernst und
derber humor, die Qual des Todes unid der Glaube an das
Leben dicht nebeneinander. Mitunter kommt es vor, daß
dein Verfasser historische oder volkskundliche Jrrtümer (so
uber das alte Polen unsd Jagiello, die Letten und Litauer)
und einige Zahlenverwechslungen unterlaufen, aber sie be-s
treffen nebensächliseDinge und stören den Gesath
eindruck, den das uch hinterläßt, nur wenig. Als erster
polnischer Kriegsroman, der ins Deutsche übersetzt worden
ist, verdient das Buch Beachtung. Dis. ic.

"

Die deutsche Ostseeküsievon äiel bis Memel. Gezeichnetund erläutert von Otto Völck e r s. Paul-hartung- erlag«
hamburg Preis 1,20 Mutt. — Die Karte legt wenig WerA
auf topographische Genauigkeit, dafür um so mehr auf bild-

hafte Wirkung. Eini e Landschaftsskizzen und ein knapp»er,
die Ostseeküsteund Ostpreußenbeschreibender Text sind ihr
beigegeben.

Persönliches
Geslorbem Frau Lehngutsbesitzer Anna Wilke, geb.

Weißkopf, in Dahme, Kr. Liegnitz, fr. in Samter und
Schrosda, am 27. 6., 49 J·

,

Geburtstag-G Paul Frakanzani, Sta.dtoberinspek-
tor i. R., in Berlin-Siemensstadt, Lentherstei 14, fr.
Lan-dessekretär bei der Provinzialverwaltung in osen, am

Z. 7. 70 J.: Witwe Wanda Fenger, jetzt Wennungen,

Foreäburg(Unstrut) Land, Dorfstr. 70, fr. Binne, am 26. 7.

s »1ostdeutsuier Heimatkatendev 1936« I

in Lodz oder denen des Posener Landes.

über die Landesverbände Rabatt.

Der Bund Deutscher Osten gibt für das Jahr 1936— einen Ostdeutschen Heim atltalender heraus. -

Der Kalender enthält eine Fülle unterrichtender und erzählender Beiträge. Von der Landschaft und
dem Schicksal des Memellandes ist darin ebenso die Rede wie von der Heimat und der»Arbeitdes
oberschlesiichen Kumpels, von der alten Volkskunst Ostpommerns ebenso wie von der künstlerischen
Leistung des schlesiichen Landes, vom Werden der Danziger Niederung ebenso wie von der eigenartigen
Schönheit der ostbayerischen Berge, von deutschen Bauern im Baltikum ebenso wie von den Deutschen

Dei- Kampf um den preußischen Osten und das Volkstums-
ringen in der südlichen Ostmarli, in —Oester«reich,werden behandelt. vom östlichen Land und seinen
Menschen ist die Rede, von Geschichte und Gegenwart und von den Aufgaben der Zukunft. Die Viel- -

gestaltiglieit des deutschen Ostens, der sich als politische Einheit von Memel bis Passau erstreckt, wird in
den Beiträgenostdeutscher Schriftsteller und ernster Sachkeniier, sowie in zahlreichen Bildern und Kunst-
druclibeilagen bald von dieser, bald von jener Seite beleuchtet. Der Osten wird in diesem Kalender als

geschichtliches vermächtnis wie als politische undliulturelle Gegenwartsausgabe lebendig. «

Der in Buchform erscheinende Kalender, der ooraussichtlich Anfang September vorliegen wird, lioxtetim Einzelbezug 0.90 RM. Bei Bezug durch die Ortsgrurspeir ermäßigt sich der Preis für Mitglie er
«

des Bundes heimattreuer Posener auf 0.60 RM. Die Ortsgruppen erhalten bei Sammelbesielluiigen
Die Ortsgruppen werden gebeten, schon jetzt mit der Werbung für den

Absatz des Ostdeutschen Heimatkalenders zu beginnen.
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